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Die Informationen und in diesem Buch aufgezeigten Vorgehensweisen (Rechtsschutzmöglichkeiten) wurden mit großer Sorgfalt und nach bestem Wissen erstellt. Es wird jedoch keine Haftung für Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität des Buchinhalts übernommen.


Die Informationen und Vorgehensweisen können nicht ohne Weiteres auf einen konkreten Fall übertragen werden, da jeder Sachverhalt in einem entscheidenden Punkt anders liegen kann. Die beschriebenen Vorgehensweisen geben für viele Situationen Hilfestellungen und Anregungen (Anleitungen). Sie zeigen den formalen rechtlichen Weg auf, auf dem ein Hundehalter oder von einem Hund Geschädigter rechtlich vorgehen kann. Manchmal hilft es auch, das Gespräch mit dem Halter oder Geschädigten zu suchen.


Trotz der Informationen in diesem Buch kann eine anwaltliche Beratung sinnvoll oder erforderlich sein – und dies zeitnah, da Fristen laufen können (die in diesem Buch auch behandelt werden).




Vorwort


Hunde bereiten als treue Haustiere und Begleiter viel Freude. Der Umgang mit ihnen bringt aber auch vielfältige Rechtsfragen mit sich; viel mehr als z.B. die Haltung von Katzen. So bedarf die Haltung einer Hauskatze keiner behördlichen Erlaubnis, die Haltung eines Hundes unter Umständen schon. Schäden durch Katzen sind vielfach über die normale Haftpflichtversicherung abgedeckt, Schäden durch Hunde dagegen üblicherweise nicht. Für Hunde, die älter als sechs Monate sind, ist eine Haftpflichtversicherung vorgeschrieben. Das kann bei Unkenntnis zu einer Versicherungslücke und zu einem Bußgeld gegen den Halter führen.


Der Aufbau des Buches folgt im Wesentlichen dem eines Hundelebens: von Erfordernissen schon vor Aufnahme einer Hundehaltung (theoretische Sachkundeprüfung), über die Rechtslage während der Haltung (z.B. Pflichten des Halters, wenn er sich mit dem Hund in der Öffentlichkeit befindet) bis hin zum Ende der Haltung (z.B. durch den Verkauf oder das Ableben des Hundes) mit sich daran noch anschließenden Rechtsfragen (z.B. Abmeldung von der Hundesteuer).


Abschließend werden rechtliche Vorgehensweisen (Rechtsschutzmöglichkeiten) für Halter, Geschädigte und auch für nicht unmittelbar Betroffene dargestellt.


Hundehalter und solche, die es werden wollen, Hundebetreuer und „Gassigeher“ und durch Hunde Geschädigte sowie Juristen erhalten ein umfassendes Bild der Rechtslage. Insoweit ist es auch ein Anliegen des Buches, Hundehaltern bestehende Unsicherheiten über ihre Rechte und Pflichten zu nehmen. Der besonnene Hundehalter oder -führer wird viele der beschriebenen Pflichten bereits beachten; manches wird er aber unter Umständen noch nicht kennen.


In den Fußnoten finden sich weiterführende Hinweise, insbesondere Vorschriften, Gerichtsentscheidungen und Literaturmeinungen zu einzelnen Fragen.


Das Buch ist auf die Rechtslage in Niedersachsen zugeschnitten. Die Inhalte gelten aber auch in anderen Bundesländern, soweit es um bundesweite Regelungen geht, wie dies etwa beim Tierschutzgesetz der Fall ist. Spezifisch niedersächsisch ist vor allem das Hundegesetz. Geht es um die Rechtslage in einem anderen Bundesland, muss unter Hinzuziehung der Rechtsprechung geprüft werden, ob dort inhaltlich gleiche, ähnliche oder abweichende Regelungen gelten.


Das Buch kann auch zur Vorbereitung auf die mittlerweile grundsätzlich erforderliche Sachkundeprüfung vor Aufnahme der Hundehaltung genutzt werden. Dort gibt es die Fragenkategorie „Hund und Recht“. Im Anhang dieses Buches befindet sich ein Katalog mit (Original-) Fragen und Antworten, die auch weiterhin in Prüfungen gestellt werden können.


Zur Veranschaulichung werden häufiger Beispiele genannt, wie dies oder jenes (Leinenzwang etc.) in einzelnen Kommunen geregelt ist. Auch werden mitunter einzelne Unternehmen genannt. Auch dies dient nur der Illustration, ist aber nicht als Werbung für deren Produkte zu verstehen.


Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Text nur die männliche Form verwendet, z.B. Hundehalter; Hundehalterinnen sind natürlich ebenso gemeint wie Hundehalter.


Für die Inhalte der genannten Internetseiten sind deren Betreiber verantwortlich. Zurzeit des Aufrufs wurden keine rechtswidrigen Inhalte erkannt.


Für Anregungen und Kritik schreiben Sie mir gern eine E-Mail: hunderecht@gmx.de.


Hannover, im Juli 2016


Jörn Edling
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Zu Gesetzen und deren Abkürzungen siehe noch „Rechtsgrundlagen des Hunde- und Tierschutzrechts“ (1. Teil, Abschnitt III.).




1. Teil. Grundlagen


I. Rechtsgebiet Hunderecht


Hunderecht ist die Gesamtheit der in Bezug auf Hunde geltenden Rechtsregeln.1


Die für Hunde und Hundehalter (Hundeführer, Hundebetreuer) maßgeblichen Rechtsregeln sind nicht umfassend in einem Gesetz zusammengefasst, sondern sie sind auf verschiedene Gesetze, Vorschriften und kommunale Regelungen verstreut.
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Dies sind die vier großen Blöcke des Hunderechts. Hinzu kommen weitere Themen aus einzelnen Rechtsgebieten, z.B. die Hundesteuer oder die Gebühren für Tierärzte.


1. Gefahrenabwehr


Mit dem Nds. Hundegesetz (NHundG) widmet sich ein ganzes Gesetz dem Halten und Führen von Hunden. Es dient der Abwehr von Gefahren, die von Hunden ausgehen (können), namentlich Gefahren für Menschen (Körperverletzung), Tiere (Reißen) und Sachen (Verkehrsunfälle).2


Charakteristisch für Gefahrenabwehrrecht ist, dass das Tätigwerden der Behörden grundsätzlich nur eine (gegenwärtige, erhebliche) Gefahr voraussetzt. Gefahrenabwehrmaßnahmen können grundsätzlich gegenüber dem Besitzer oder Eigentümer eines Hundes ergehen3, auch wenn dieser die Gefahr nicht verschuldet hat. Verschulden spielt im Polizei- und Ordnungsrecht keine Rolle (jedenfalls auf Primärebene).4


Ähnlich verhält es sich mit der behördlichen Feststellung der Gefährlichkeit eines Hundes: für diese kommt es nur darauf an, ob der Hund gefährlich ist, nicht darauf, warum er gefährlich ist bzw. ob der Hund in der Vergangenheit negative Erfahrungen gemacht hat, die sein Beißen verständlich, nachvollziehbar oder entschuldbar erscheinen lassen (Einzelheiten unten).


Im Unterschied hierzu sind Sanktionen in Form von Geldbußen und Strafen nur zulässig, wenn dem Hundehalter (Eigentümer) Verschulden vorzuwerfen ist. So kommt es etwa bei einem Vorwurf der fahrlässigen Körperverletzung durch einen Hund insbesondere darauf an, ob der Hund schon zuvor durch Aggressionen auffiel, ob es also für den Halter Anlass gab, den Hund anzuleinen oder andere Sicherheitsmaßnahmen zu treffen (Einzelheiten unten).


2. Tierschutz


Der Schutz von Hunden ist vor allem im Tierschutzgesetz (TierSchG) und in der Tierschutz-Hundeverordnung (TierSchHuV) geregelt. Tierschutzrecht gehört im weiteren Sinn zum Gefahrenabwehrrecht. Die Tierschutzbehörden können bei tierschutzwidrigen Zuständen tätig werden. Auch hier kommt es grundsätzlich nur darauf an, ob ein Verstoß gegen Tierschutzrecht vorliegt, nicht darauf, ob der Verstoß des Halters in seiner konkreten Lebenssituation entschuldbar ist (Einzelheiten unten).


Tierschutz soll umgesetzt werden durch:




	unmittelbare Gebote und Verbote (z.B. Verbot des Zufügens von Schmerzen ohne vernünftigen Grund)


	Ermächtigungsgrundlage für die Behörden zum Tätigwerden bei tierschutzrechtlichen Verstößen


	Anzeigepflichten (z.B. vor dem Entnehmen von Organen oder Geweben, um diese zu anderen als zu wissenschaftlichen Zwecken zu transplantieren)


	Genehmigungsvorbehalte (z.B. für bestimmte Tierversuche, gewerbsmäßiges Ausbilden von Hunden für andere)


	Aufsicht und Überwachung (z.B. bei Nutztierhaltungen).5






Zuständig für die Durch- bzw. Umsetzung des Tierschutzes sind6




	das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft auf Bundesebene, z.B. für den Erlass von Verordnungen wie der Tierschutz-Hundeverordnung


	die Landkreise, kreisfreien Städte und die Region Hannover bzw. deren Veterinärbehörden einschließlich deren Amtstierärzte auf Landes- bzw. Kommunalebene


	im Eilfall auch die Polizei


	
Staatsanwaltschaft und Bußgeldbehörde für die Verfahrenseinleitung bzw. Verfolgung tierschutzrechtlicher Straftaten und Ordnungwidrigkeiten


	Gerichte (Strafgerichte für die Aburteilung von Straftaten und damit zusammenhängende Nebenfolgen wie die Einziehung von Tieren; Verwaltungsgerichte gewissermaßen für die Aufrechterhaltung von behördlichen tierschutzrechtlichen Verwaltungsakten, soweit sie rechtmäßig sind; ausnahmsweise auch Zivilgerichte, etwa wenn nach einer Scheidung entschieden werden muss, bei welchem Ehepartner der Hund verbleibt).





Dem Tierschutz fühlen sich weitere Einrichtungen verpflichtet, z.B.:




	das Tierschutzzentrum der Tierärztlichen Hochschule Hannover zur fächerübergreifenden Bearbeitung und Beantwortung tierschutzrelevanter Fragestellungen (Bünteweg 2, 30559 Hannover, Tel.: 0511/953-8141)


	Deutscher Tierschutzbund e.V. von 1881 mit Sitz in Bonn (www.tierschutzbund.de)


	Tierheime (nicht auf Gewinnerzielung gerichtete Einrichtungen, in denen Heimtiere in größerer Anzahl gehalten werden können7)


	Tierregister wie Tasso e.V.





3. Haftung


Eine entscheidende Rolle spielen auch haftungsrechtliche Fragen, insbesondere die verschuldensunabhängige Gefährdungshaftung des Halters für Schäden, die sein Hund verursacht.


4. Rechtsfolgen bei Rechtsverstößen


Die Rechtsfolgen wegen eines Rechtsverstoßes treffen in der Regel den Hundehalter (Hundeführer, Hundebetreuer etc.), entweder direkt, weil ihn persönlich eine Strafe oder Geldbuße oder indirekt – aber nicht weniger verbindlich –, weil ihn eine Maßnahme (Anordnung) hinsichtlich seines Hundes trifft.


Dies können sein:




	Anordnungen (Verwaltungsakte) den Hund betreffend, z.B. Leinen-/Maulkorbzwang oder Anordnung tierschutzgemäßer Behandlung des Hundes


	Zwangsmaßnahmen (Zwangsmittel) zur Durchsetzung einer Pflicht (oder Unterlassung), z.B. Zwangsgeld zulasten des Halters, der einer Pflicht nicht nachkommt oder Wegnahme eines Hundes vom Halter, der einen tierschutzwidrig gehaltenen Hund nicht freiwillig herausgibt


	Geldbußen wegen Ordnungswidrigkeiten sowie Geld- und Freiheitsstrafen wegen Straftaten.





Sanktionen bzw. belastende Maßnahmen müssen immer auf einer Rechtsgrundlage beruhen. Diese Rechtsgrundlagen sind auf der einen Seite natürlich ungünstig bzw. von Nachteil für den Halter, weil auf dieser Grundlage belastende Maßnahmen gegen ihn ergehen können.


Auf der anderen Seite werden Halter durch diese Rechtsgrundlagen – abstrakt betrachtet – auch geschützt, weil sie die Grenzen für behördliche Eingriffe bestimmen: liegen die Voraussetzungen der Rechtsgrundlage nicht vor, ist ein Eingriff unzulässig (jedenfalls nach dieser Rechtsgrundlage).8


a) Verwaltungsakte den Hund betreffend


aa) Wirksamkeit


Wirksamkeit bedeutet Bindung des Betroffenen an die Entscheidung, Beachtenmüssen der Entscheidung (auch als Rechtsbeständigkeit, rechtliche Existenz oder Gültigkeit bezeichnet).9


Bei Verwaltungsakten ist zwischen Wirksamkeit und Rechtmäßigkeit zu unterscheiden: ein Verwaltungsakt ist schon dann wirksam, wenn er nicht nichtig ist; (insgesamt) rechtmäßig muss er nicht sein.10 Nichtig ist eine Anordnung nur ausnahmsweise, z.B. eine Anordnung, die einen nicht existenten Hund betrifft und sich auch nicht aus den Umständen ergibt, welcher (tatsächlich existierende) Hund gemeint ist.


Belastende staatliche Maßnahmen – z.B. die behördliche Feststellung der Gefährlichkeit oder die gerichtliche Einziehung eines Hundes – werden mit ihrer Bekanntgabe, Verkündung etc. wirksam.11


bb) Rechtmäßigkeit


Die Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsakts setzt insbesondere voraus, dass12




	die zuständige Behörde gehandelt hat und die Verfahrensvorschriften eingehalten sind (insbesondere Anhörung des Betroffenen vor belastenden Maßnahmen),


	eine schriftliche Anordnung begründet wird,


	die Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage vorliegen,


	die Maßnahme inhaltlich hinreichend bestimmt ist (der Adressat kann erkennen, was von ihm verlangt wird),


	nicht etwas rechtlich oder tatsächlich Unmögliches verlangt wird,


	die Maßnahme verhältnismäßig ist und


	bei einer Entscheidung nach Ermessen die Behörde das Ermessen ordnungsgemäß ausübt und in der Begründung die Gesichtspunkte erkennen lässt, von denen sie bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist.





Ist eine dieser Voraussetzungen nicht erfüllt, bedeutet dies aber nicht zwingend, dass eine Klage auf Aufhebung des Verwaltungsaktes erfolgreich ist:




	Verfahrenshandlungen können unter Umständen bis zum Abschluss der letzten Tatsacheninstanz eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens nachgeholt werden, z.B. eine erforderliche Begründung des Verwaltungsakts oder eine erforderliche Anhörung des Betroffenen durch die Behörde


	die Aufhebung eines Verwaltungsakts kann nicht allein deshalb beansprucht werden, weil er unter Verletzung von Vorschriften über das Verfahren, die Form oder die örtliche Zuständigkeit zustande gekommen ist, wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst hat


	ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann unter Umständen in einen anderen Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn dafür die Voraussetzungen vorliegen.13






b) Zwangsmaßnahmen


Zwangsmittel sind:




	
Ersatzvornahme (z.B. wenn die Polizei einen umgefallenen Zaun wieder aufrichtet, weil der Halter einer hierauf gerichteten behördlichen Anordnung, das Grundstück ausbruchsicher zu machen, nicht nachkommt)


	
Zwangsgeld (5-50.000 €)


	
unmittelbarer Zwang (z.B. Erschießen eines Hundes bei Lebensgefahr für Passanten).14






Zwangsmittel können auch neben einer Strafe oder Geldbuße (siehe im Folgenden) angewendet und so lange wiederholt und gewechselt werden, bis der Verwaltungsakt befolgt wird oder sich auf andere Weise erledigt.15


Beim Zwangsgeld kann dessen Beitreibung auch noch nach Festsetzung des Zwangsgeldes verhindert werden, indem die geforderte Handlung ausgeführt oder die zu duldende Maßnahme gestattet wird.16


Zwangsmittel müssen grundsätzlich erst angedroht werden.17


Auch nach Verhängung einer Strafe oder Geldbuße bleiben auf den Hund bezogene Anordnungen in der Verwaltungsvollstreckung – z.B. Wegnahme des Hundes aus Tierschutzgründen – zulässig. Der Halter kann nicht mit Erfolg einwenden, sein Verstoß gegen das Tierschutzgesetz sei bereits durch Geldbuße geahndet worden und könne nun nicht mehr Grundlage einer tierschutzrechtlichen Anordnung sein.18


aa) Gestrecktes Verfahren


Eine Behörde kann ihren Verwaltungsakt vollziehen (vollstrecken, mit Zwangsmitteln durchsetzen), wenn der




	Verwaltungsakt einen vollstreckbaren Inhalt hat (Verwaltungsakt auf Handlung, Duldung oder Unterlassung) und


	Verwaltungsakt unanfechtbar (bestandskräftig) ist oder


	gegen ihn gegebene Rechtsbehelf keine aufschiebende Wirkung hat (kraft Gesetz oder wegen Anordnung der sofortigen Vollziehung durch die Behörde).19






Keine Voraussetzung für die Anwendung von Zwangsmitteln ist grundsätzlich die Rechtmäßigkeit des Verwaltungsakts (nur wirksam und unanfechtbar oder sofort vollziehbar muss er sein). Das kann allenfalls anders sein, wenn sich die Sach- oder Rechtslage nach Bestandskraft des Verwaltungsakts so verändert, dass der Verwaltungsakt nun rechtswidrig ist.20


aaa) Vollstreckbarer Verwaltungsakt


Vollstreckbar ist z.B. die Anordnung




	von Leinenzwang


	den Hund innerhalb bestimmter Frist an ein Tierheim abzugeben im Rahmen der Untersagung einer Hundehaltung


	es zu unterlassen, fremde Hunde zu betreuen21.





Nicht vollstreckbar ist z.B. allein die Aufhebung einer Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes (gestaltender Verwaltungsakt) oder die Feststellung der Gefährlichkeit eines Hundes (feststellender Verwaltungsakt).22


bbb) Unanfechtbarer Verwaltungsakt


Ein Verwaltungsakt ist unanfechtbar (bestandskräftig), wenn er nicht mehr mit einem Rechtsbehelf (in der Regel Klage) angefochten werden kann. Dies ist bei behördlichen Maßnahmen grundsätzlich nach einem Monat der Fall.


ccc) Keine aufschiebende Wirkung


Eine Klage gegen eine behördliche Anordnung hat grundsätzlich aufschiebende Wirkung23, das heißt die Anordnung darf nicht vollzogen werden24 und auch strafrechtliche Maßnahmen – etwa die Einziehung eines Hundes in einem Strafverfahren – dürfen grundsätzlich erst durchgesetzt werden, wenn die Entscheidung rechtskräftig (unanfechtbar) ist.25


Hat eine Klage aufschiebende Wirkung, kann die Behörde den Verwaltungsakt erst durchsetzen, wenn das Verwaltungsgericht (erster Instanz) die Klage des Hundehalters abgewiesen hat und seit der Zustellung des Urteils fünf Monate vergangen sind oder wenn der Verwaltungsakt unanfechtbar ist; Unanfechtbarkeit tritt insbesondere ein mit rechtskräftiger Abweisung der Klage des Hundehalters (nachdem er beim Verwaltungsgericht zunächst obsiegte)26.


Bereits unmittelbar im Anschluss an die Bekanntgabe kann eine Anordnung durchgesetzt werden, wenn eine Klage gegen die behördliche Entscheidung keine aufschiebende Wirkung hat27 (zu den Rechtsschutzmöglichkeiten s.u.).


Keine aufschiebende Wirkung hat insbesondere eine Klage gegen28:




	Feststellung der Gefährlichkeit eines Hundes (die ab Feststellung der Gefährlichkeit bestehende gesetzliche Leinen- und Maulkorbpflicht kann sofort durchgesetzt werden)


	Versagung der Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes (die Haltung des Hundes ist ab sofort verboten)


	Festsetzung der Hundesteuer


	mündliche, unaufschiebbare Anordnung eines Polizeivollzugsbeamten, z.B. Anordnung von Leinenzwang am Samstag für einen bissigen Hund nach einem Beißvorfall am Wochenende29



	Verwaltungsakt, dessen sofortige Vollziehung die Behörde besonders angeordnet hat.





bb) Sofortvollzug


Zwangsmittel können auch ohne vorausgehenden Verwaltungsakt angeordnet werden (sog. Sofortvollzug), wenn dies




	zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr (z.B. Lebensgefahr durch bissigen Hund) oder


	zur Durchsetzung gerichtlich angeordneter Maßnahmen, die der Verwaltungsbehörde oder der Polizei obliegen, erforderlich ist und


	ein hypothetischer (gedachter) Verwaltungsakt rechtmäßig erlassen werden könnte.30






c) Sanktionen


Ordnungswidrigkeiten und Straftaten sind vorsätzliche oder – soweit ausdrücklich sanktioniert – fahrlässige, rechtswidrige und schuldhafte Rechtsverstöße, die mit Geldbuße (Ordnungswidrigkeit) oder Geld- oder Freiheitsstrafe (Straftat) sanktioniert werden können.


aa) Straf- und Bußgeldtatbestände


Für Hundehalter, -führer und -betreuer, aber auch für Dritte relevante Straf- und Bußgeldvorschriften sind über verschiedene (Bundes- und Landes-)Gesetze sowie kommunale (Hundesteuer-) Satzungen und (Gefahrenabwehr-)Verordnungen verstreut.


Die in Gesetzen (und kommunalen Regelungen) aufgestellten Pflichten – etwa solche nach dem Nds. Hundegesetz oder dem Tierschutzgesetz – sind in der Regel auch bußgeld- bzw. strafbewehrt, ihre Verletzung also mit Geldbuße oder Strafe sanktionierbar. Das Nds. Hundegesetz normiert Ordnungswidrigkeiten, das Tierschutzgesetz Ordnungswidrigkeiten und Straftaten.31


aaa) Nds. Hundegesetz


Das Nds. Hundegesetz enthält einen Katalog von 14 Ordnungswidrigkeiten.


Alle Hunde (gewöhnliche und gefährliche) betreffend:


Halten eines Hundes ohne erforderliche




	Sachkunde


	Kennzeichnung durch einen Transponder


	
Haftpflichtversicherung oder


	Angaben gegenüber dem zentralen Register zu machen





Nicht-Ermöglichen einer erforderlichen Feststellung, Unterlassen einer erforderlichen Auskunft oder Nicht-Vorlegen von benötigten Unterlagen


Handeln entgegen einer vollziehbaren Anordnung, den Hund außerhalb ausbruchsicherer Grundstücke anzuleinen, mit einem Maulkorb zu versehen oder die Haltung des Hundes aufzugeben (betrifft Hunde, bei denen keine Gefährlichkeitsfeststellung vorliegt)


Festgestellt gefährliche Hunde betreffend:


Halten eines gefährlichen Hundes ohne




	
Erlaubnis


	dies der Fachbehörde unverzüglich mitzuteilen, wenn der Hund außerhalb Niedersachsens durch Verwaltungsakt als gefährlich eingestuft worden ist





Führen eines gefährlichen Hundes ohne ihn




	anzuleinen oder ihm einen Maulkorb anzulegen, im Zeitraum zwischen Feststellung der Gefährlichkeit und Erteilung der Erlaubnis zum Halten des Hundes


	anzuleinen nach Erteilung der Erlaubnis zum Halten des Hundes





Beauftragen einer Person mit dem Führen eines gefährlichen Hundes, die keine Bescheinigung zum Führen(dürfen) des Hundes besitzt


Nicht-Mitführen oder Nicht-Aushändigen der




	Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes beim Führen des Hundes durch den Halter


	Bescheinigung, einen gefährlichen Hund führen zu dürfen, durch einen Hundeführer, der nicht Halter ist





Handeln entgegen einer vollziehbaren Auflage, die mit der Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes verbunden ist, z.B. Maulkorbzwang


Aufgabe der Haltung eines gefährlichen Hundes durch Verkaufen, Verschenken etc. ohne Mitteilung von Name und Anschrift des neuen Halters gegenüber der Fachbehörde


Nach dem Nds. Hundegesetz nicht bußgeldbewehrt ist ein Verstoß gegen:




	die allgemeine Pflicht, Hunde so zu halten und zu führen, dass von ihnen keine Gefahren ausgehen, sofern damit kein spezieller Verstoß gegen das Nds. Hundegesetz einhergeht (z.B. fahrlässiges Entweichenlassen eines festgestellt gefährlichen Hundes vom Grundstück, aber Ordnungswidrigkeit nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz) – die Behörden können solche Verstöße aber „ordnungswidrig machen“, indem sie eine vollziehbare Auflage erlassen, die ein bestimmtes Verhalten oder Unterlassen vorschreibt; ein Verstoß hiergegen ist dann eine Ordnungswidrigkeit32



	Mitwirkungspflichten im Rahmen des Erlaubnisverfahrens für einen gefährlichen Hund nach Beantragung der Erlaubnis, z.B. ein Führungszeugnis zu beantragen (hierbei handelt es sich eher um Obliegenheiten, die der Halter im eigenen Interesse erfüllen sollte, wenn er einen gefährlichen Hund halten und eine Erlaubnis hierzu erhalten möchte)33.





bbb) Tierschutzgesetz


Straftaten nach dem Tierschutzgesetz sind (Freiheitsstrafe bis zu drei Jahre oder Geldstrafe):




	Töten eines Hundes (oder anderen Wirbeltieres) ohne vernünftigen Grund


	Zufügen von erheblichen Schmerzen oder Leiden aus Rohheit


	Zufügen länger anhaltender oder sich wiederholender erheblicher Schmerzen oder Leiden.34






Die genannten Handlungen sind nur bei Vorsatz strafbar. Fahrlässiges Töten oder Zufügen von Schmerzen ist nach dem Tierschutzgesetz nicht strafbar.


Ordnungswidrigkeiten nach dem Tierschutzgesetz sind auszugsweise (Geldbuße bis zu 25.000 € bzw. 5.000 €):




	Zufügen erheblicher Schmerzen, Leiden oder Schäden ohne vernünftigen Grund durch den Tierhalter, Tierbetreuer oder Betreuungspflichtigen


	vorsätzliches Zufügen erheblicher Schmerzen, Leiden oder Schäden ohne vernünftigen Grund durch Jedermann (Fremde)


	Trennen eines Welpen vom Muttertier im Alter bis zu 8 Wochen, soweit nicht ausnahmsweise zulässig


	Verstoß gegen ein ausdrückliches tierschutzrechtliches Verbot, z.B. Abrichten eines Hundes auf Schärfe an einem anderen lebenden Tier


	(an sich zulässiger) Eingriff oder Tötung eines Hundes ohne erforderliche Betäubung


	Amputieren eines Körperteils (z.B. Kupieren der Ohren), soweit nicht ausnahmsweise zulässig


	Ausüben einer erlaubnisbedürftigen Tätigkeit (z.B. gewerbsmäßiges Halten von Hunden) ohne Erlaubnis


	Qualzüchtung von Hunden


	Abgabe von Hunden an Kinder oder Jugendliche bis zum 16. Lebensjahr ohne Einwilligung der Erziehungsberechtigten


	Nicht-Erteilen einer erforderlichen Auskunft.35 ccc) Einteilung nach Rechtsgütern





Die verschiedenen Tatbestände lassen sich nach dem jeweils betroffenen Recht(sgut) bzw. staatlichen Interesse unterscheiden (Beispiele; Einzelheiten unten):




	Verletzung von Menschen





Straftaten, bei denen Menschen durch Hunde verletzt werden, können insbesondere sein36:




	gefährliche Körperverletzung, z.B. Hetzen eines Hundes auf einen Menschen


	schwere Körperverletzung, z.B. Verlust des Sehvermögens auf einem Auge


	fahrlässige Körperverletzung oder Tötung, z.B. (Tot-)Beißen eines Menschen während der Halter unachtsam ist (Frage des Einzelfalls).


	Verletzung von Tieren





Das Verletzen eines Tieres – gleichgültig ob Hund oder anderes Wirbeltier – kann nach dem Tierschutzgesetz geahndet werden insbesondere als:




	Ordnungswidrigkeit beim Zufügen erheblicher Schmerzen, Leiden oder Schäden ohne vernünftigen Grund – für den Halter (Betreuer, Betreuungspflichtiger) bei Vorsatz und Fahrlässigkeit, für Fremde nur bei Vorsatz


	Straftat bei Tötung eines Tieres ohne vernünftigen Grund oder Tierquälerei.37






Nach dem Tierschutzgesetz ist das Zufügen von noch nicht erheblichen Schmerzen nur bußgeldwehrt, wenn auch ein spezieller Verbotsbestand einschlägig ist und nicht nur das allgemeine Verbot, einem Tier ohne vernünftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zuzufügen.38


Die Verletzung eines fremden Hundes kann bei Vorsatz Sachbeschädigung sein.


Jagdwilderei (unter anderem Erlegen von Wild unter Verletzung fremden Jagdrechts mit Hilfe eines Hundes) ist ebenfalls eine Straftat.




	Gefährdung von Menschen und Tieren





Bei der Gefährdung von Menschen und Tieren können insbesondere folgende Tatbestände (Gefährdungsdelikte) gegeben sein, ohne dass es zu einer Verletzung kommen müsste39 (bei Verletzung können die oben genannten Straftaten vorliegen):




	Führen eines (festgestellt oder noch nicht festgestellt) gefährlichen Hundes ohne Leine (Ordnungswidrigkeit)


	Lärmbelästigung (Ordnungswidrigkeit, im Einzelfall auch Körperverletzung)


	Import bestimmter „Kampfhunde“ nach Deutschland (Straftat)


	Jagdwilderei (Nachstellen von Wild unter Verletzung fremden Jagdrechts mit Hilfe eines Hundes – Straftat)


	umweltgefährdende Abfallbeseitigung (Straftat) durch Nicht-Entfernen von Kot (str.); im Übrigen nach den kommunalen Verordnungen zumindest eine Ordnungswidrigkeit.


	
Beschädigung von Sachen





Beschädigung von Sachen durch Hunde – z.B. durch Anspringen – ist nur bei (mindestens bedingtem) Vorsatz des Halters (Hundeführers) strafbar, im Übrigen aber grundsätzlich schadensersatzpflichtig.


Geschieht die Beschädigung im Straßenverkehr, kann eine Verkehrsunfallflucht vorliegen, wenn die eigenen Personalien nicht am Unfallort angegeben werden.




	Zueignung eines fremden Hundes





Die Zueignung eines fremden Hundes ohne Zustimmung des Eigentümers ist grundsätzlich strafbar. Es kommen insbesondere folgende Straftaten in Betracht:




	Diebstahl (Wegnahme des Hundes in der Absicht rechtswidriger Zueignung)


	Unterschlagung (Zueignung ohne Gewahrsamsbruch, z.B. eines anvertrauten Hundes)


	Raub (Wegnahme des Hundes mit Gewalt oder unter Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben in der Absicht rechtswidriger Zueignung)


	Hehlerei (z.B. Ankaufen eines gestohlenen Hundes in Kenntnis des Diebstahls zu einem „Schnäppchenpreis“).


	Nichtzahlung von Hundesteuer





Die Nichtzahlung von Hundesteuer ist nach den kommunalen Hundesteuersatzungen in aller Regel ordnungswidrig.




	Formale Rechtsverstöße





Auch nur formale Verstöße werden mitunter sanktioniert, z.B. das Halten eines festgestellt gefährlichen Hundes ohne Erlaubnis bzw. ohne diese zu beantragen, auch wenn – wie sich gegebenenfalls später herausstellt – alle Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis vorliegen (dies wäre aber für die Höhe des Bußgeldes relevant).


bb) Voraussetzungen einer Ahndung


Eine Geldbuße oder Strafe setzt voraus, dass der (objektive) Tatbestand einer Straf- oder Bußgeldvorschrift vorsätzlich oder fahrlässig, rechtswidrig und schuldhaft verwirklicht ist.


Vorsätzliches Verhalten wird stets erfasst. Fahrlässiges Verhalten kann nur geahndet werden, wenn das Gesetz fahrlässiges Handeln ausdrücklich mit Geldbuße bzw. Strafe bedroht und auch dann kann es bei einer Ordnungswidrigkeit nur mit der Hälfte des angedrohten Höchstbetrages der Geldbuße geahndet werden, wenn das Gesetz beim Höchstmaß nicht zwischen vorsätzlichem und fahrlässigem Verhalten unterscheidet.40


Nicht vorsätzlich handelt, wer bei Begehung der Tat einen Umstand nicht kennt, der zum gesetzlichen Tatbestand einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit gehört. Dann kommt noch eine fahrlässige Begehung in Betracht, sofern fahrlässiges Verhalten unter Strafe gestellt ist.41 Ohne Vorsatz hinsichtlich Tierquälerei handelt daher z.B. wer – was die Ausnahme sein dürfte – nicht weiß, dass eine bestimmte Handlung bei seinem Hund zu Schmerzen führt. Er ist straffrei, weil fahrlässige Tierquälerei nicht strafbar ist (aber ordnungswidrig für Tierhalter und -betreuer).42


Der Versuch einer Straftat (in Form eines Vergehens) oder einer Ordnungswidrigkeit kann nur geahndet werden, wenn das Gesetz es ausdrücklich bestimmt.43 Nicht strafbar ist daher z.B. versuchte Tierquälerei oder versuchte (schmerzfreie) Tötung, nicht ordnungswidrig das versuchte Zufügen erheblicher Schmerzen ohne vernünftigen Grund, ohne dass dies zum „Erfolg“ führt.


Straftaten und Ordnungswidrigkeiten in Bezug auf Hunde können vielfach auch durch Unterlassen begangen werden, z.B. Verhungernlassen eines Hundes. Eine Ahndung setzt in diesem Fall voraus, dass der Handelnde dafür einzustehen hatte, dass der „Erfolg“ nicht eintritt, sog. Garantenstellung. Ein solcher Garant ist insbesondere der Halter des Hundes.44


Die Rechtswidrigkeit entfällt bei Vorliegen eines Rechtfertigungsgrundes (z.B. Verteidigung gegen einen Angriff unter Zuhilfenahme des eigenen Hundes).


Schließlich können Geldbußen oder Strafen nur bei Verantwortlichkeit (Vorwerfbarkeit, Schuldfähigkeit) des Täters verhängt werden. Nicht verantwortlich sind45:




	Kinder (unter 14-Jährige)


	Jugendliche (14- bis 17-Jährige), die zur Zeit der Tat nach ihrer sittlichen und geistigen Entwicklung nicht reif genug sind, das Unrecht der Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln


	Personen (Jugendliche und Erwachsene) mit bestimmten krankhaften psychischen (seelischen) Störungen oder gegebenenenfalls bei starkem Alkoholkonsum.





Daher kann z.B. ein 13-Jähriger nicht dafür belangt werden, dass er mit einem festgestellt gefährlichen Hund seiner Eltern spazieren geht, obwohl er keine Bescheinigung besitzt, den Hund führen zu dürfen und eine solche Bescheinigung auch nicht erhalten kann (Ordnungswidrigkeit). Der Halter begeht aber selbst eine Ordnungswidrigkeit, wenn er jemanden (in diesem Fall den Sohn) mit dem Führen seines gefährlichen Hundes beauftragt, der keine Bescheinigung besitzt, den Hund führen zu dürfen.46


Möglich bleibt zudem eine Teilnahme (Beteiligung) – Anstiftung oder Beihilfe – an der Tat einer nicht verantwortlichen Person. Daher kann z.B. als Anstifter bestraft werden, wer ein Kind dazu anstiftet, einen Hund ohne vernünftigen Grund zu töten.47


Nach einigen Vorschriften – unter anderem nach dem Nds. Hundegesetz (s.o.) – ist es ordnungswidrig, einer vollziehbaren behördlichen Auflage bzw. Anordnung (Verwaltungsakt) zuwiderzuhandeln.48 Nach wohl h.M. setzt eine Ahndung als Ordnungswidrigkeit hier (nur) voraus, dass der Verwaltungsakt




	wirksam (nicht nichtig, Rechtmäßigkeit insgesamt nicht erforderlich) und


	bestandskräftig (unanfechtbar) oder


	
sofort vollziehbar ist (die Behörde hat die sofortige Vollziehung angeordnet oder ein Rechtsbehelf hat kraft Gesetz keine aufschiebende Wirkung).49






Daneben besteht bei vollziehbaren Verwaltungsakten die Möglichkeit eines Zwangsgelds.50


Es gibt weitere Ordnungswidrigkeitentatbestände (auch Straftatbestände), die eine vorherige behördliche (staatliche) Anordnung oder Maßnahme voraussetzen (Verwaltungsakt-Akzessorietät).51 Hier setzt eine Ahndung als Ordnungswidrigkeit nach wohl h.M. (nur) voraus, dass die behördliche Maßnahme bestimmten rechtsstaatlichen Mindestanforderungen (Zuständigkeit der Behörde, Wahrung der wesentlichen Förmlichkeiten, pflichtgemäße Ermessensausübung) entspricht, sie muss aber nicht insgesamt rechtmäßig sein (strafrechtlicher Rechtmäßigkeitsbegriff).52


Die Unkenntnis einer Pflicht (Vorschrift) hinsichtlich des Hundehaltens oder -führens entlastet grundsätzlich nicht („Unwissenheit schützt vor Strafe nicht“). Ein Rechtsirrtum ist zumeist ein Verbotsirrtum, bei dem der Halter, Hundeführer etc. nur schuldlos handelt, wenn er den Irrtum nicht vermeiden konnte.53 Das ist nur ausnahmsweise der Fall; in der Regel war der Irrtum vermeidbar.


Kein Verbotsirrtum, sondern ein Tatbestandsirrtum wird von der Rechtsprechung mitunter angenommen, wenn ein Halter nicht weiß, dass die Haltung seines (gefährlichen) Hundes nur mit Erlaubnis zulässig ist und er seinen Hund ohne eine Erlaubnis zu beantragen „einfach so“ weiter hält.54 Dies hätte für einen Halter die günstige Folge, dass er nicht vorsätzlich handelte und eine Ahndung nur wegen fahrlässigen Handelns (mit geringerem Bußgeld) möglich wäre.55 Die Behörden geben im Rahmen der Feststellung der Gefährlichkeit eines Hundes allerdings mitunter „feststellungsbegleitende Hinweise“, mit denen sie den Halter unter anderem auf die Erlaubnisbedürftigkeit der Hundehaltung hinweisen. Dann handelt der Halter vorsätzlich, wenn er die Hinweise liest, aber bewusst missachtet, oder zumindest fahrlässig, wenn er die Hinweise nicht liest (überliest). Auch ohne diese behördlichen Hinweise dürfte Fahrlässigkeit bei Unkenntnis von der Erlaubnisbedürftigkeit aber grundsätzlich gegeben sein.56


Bestraft57 oder mit Geldbuße belegt werden können grundsätzlich nur natürliche Personen (Menschen), nicht juristische Personen (z.B. eingetragene Vereine). In bestimmten Fällen kann eine Geldbuße aber auch gegen juristische Personen verhängt werden, unter anderem wenn ein vertretungsberechtigtes Organ der juristischen Person eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen hat, durch die Pflichten, welche die juristische Person treffen, verletzt worden sind.58 Dies kommt z.B. in Betracht, wenn ein Vorsitzender eines Tierschutzvereins Tierquälerei an den im Tierheim gehaltenen und betreuten Hunden begehen würde.


cc) Bußgeld- und Geldstrafenrahmen


Der Bußgeldrahmen beträgt grundsätzlich 5-1000 €.59 Der konkrete Ordnungswidrigkeitentatbestand kann aber auch einen höheren Bußgeldrahmen bestimmen, wie es etwa im Nds. Hundegesetz (Geldbuße bis zu 10.000 € - in NRW „zur wirksamen Abschreckung“ sogar bis zu 100.000 €!60) und im Tierschutzgesetz (Geldbuße in den meisten Fällen bis zu 25.000 €)61 geschehen ist.


Der Bußgeldrahmen legt zum einen die angemessene Reaktion für den denkbar leichtesten (5 €) und denkbar schwersten Verstoß fest (1.000 €); zum anderen folgt aus ihm aber auch eine „kontinuierliche Schwereskala“ aller möglichen Erscheinungsformen eines Bußgeldtatbestandes.62


Die Geldstrafe wird in Tagessätzen verhängt und beträgt 5-360 Tagessätze (wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt). Die Höhe eines Tagessatzes wird in der Regel nach dem Nettoeinkommen pro Tag bestimmt. Ein Tagessatz wird auf 1-30.000 € festgesetzt.63


Die möglichen Geldbußen oder (Geld-)Strafen werden bei den jeweiligen Rechtspflichten behandelt. Dabei wird in der Regel der jeweilige Bußgeldrahmen (z.B. Geldbuße bis zu 10.000 €) oder Strafrahmen (z.B. Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahre oder Geldstrafe) genannt.


dd) Für die Höhe von Geldbuße oder Geldstrafe relevante Umstände


Bei der Bestimmung der Höhe von Geldbuße oder Strafe unterscheiden sich Ordnungswidrigkeiten und Straftaten: während sich die Geldbuße nicht nur, aber insbesondere nach der – objektiven – Bedeutung der Ordnungswidrigkeit richtet, kommt es bei der Strafe vor allem auf die – subjektive – Schuld des konkreten Täters an. Bei der Ahndung von Ordnungswidrigkeiten geht es also mehr um das „Zusammenhalten des bestehenden Ordnungsgefüges“ als um die Ahndung persönlicher Schuld.64


Für die Höhe einer Geldbuße (ähnlich bei Strafen) können z.B. relevant sein65:




	Grad der Vorwerfbarkeit (direkter oder nur bedingter Vorsatz; schwere, mittlere oder nur leichte Fahrlässigkeit; hartnäckiges Handeln trotz behördlicher Hinweise oder bloße Nachlässigkeit)


	Schwere des Verstoßes (folgenschwerer oder nur formaler Verstoß ohne Schaden)


	erstmaliger oder bereits wiederholter Verstoß


	Wiederholungsgefahr (Spezialprävention)


	Verhalten nach der Tat, z.B. ein Geständnis, besonders wenn es erst die Aufklärung des Falls ermöglicht, oder die Wiedergutmachung eines Schadens


	Verursachung eines Schadens (z.B. nicht nur Verstoß gegen Leinenzwang für einen gefährlichen Hund, sondern Hund beißt anschließend auch jemanden)


	Verletztes Rechtsgut (Mensch oder „nur“ Tier gebissen)


	berechtigtes Anliegen des Halters, das nur rechtswidrig umgesetzt wird, z.B. bei unzulässigem Lärm durch den Hund (Ordnungswidrigkeit), dass der Hund zum Eigentumsschutz eingesetzt worden ist.





Ordnungswidrigkeitenrecht und Strafrecht haben gemeinsam, dass ein Umstand, der zum Tatbestand gehört (der vorliegen muss, damit das Verhalten überhaupt ordnungswidrig oder strafbar ist), nicht noch einmal bei der Höhe von Geldbuße bzw. Geldstrafe berücksichtigt werden darf (Doppelverwertungsverbot).66 Daher wäre es z.B. rechtswidrig, wenn die Behörde wegen des Führens eines festgestellt gefährlichen Hundes ohne Leine (Ordnungswidrigkeit) allein deshalb die Höchst-Geldbuße (10.000 €) verhängt, weil es sich um einen gefährlichen Hund handelt.


Das Nds. Hundegesetz legt für alle Verstöße gegen seine Vorschriften unterschiedslos eine Höchst-Geldbuße von 10.000 € fest. Dabei dürfte sich auch insofern eine Schwereskala ergeben, dass die verschiedenen Ordnungswidrigkeitentatbestände zueinander ins Verhältnis gesetzt werden können. So liegt ein ordnungswidriger Verstoß gegen den Leinenzwang bei gefährlichen Hunden tendenziell näher an der Höchst-Geldbuße (diese wird beim ersten Verstoß aber wohl dennoch weit unterschritten werden) als ein Verstoß gegen die Mitteilungspflicht gegenüber dem zentralen Register; Halten eines Hundes ohne erforderliche Haftpflichtversicherung dürfte schwerer wiegen als den Hund nicht kennzeichnen (chippen) zu lassen.


ee) Verjährung


Wann die Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit verjährt, die Tat damit nicht mehr geahndet werden kann, hängt von der angedrohten Höchst-Geldbuße ab. Ordnungswidrigkeiten nach dem Nds. Hundegesetz etwa verjähren in zwei Jahren67, solche nach dem Tierschutzgesetz in zwei bzw. drei Jahren68.


Bei Straftaten ist die Verjährung abhängig von dem gesetzlich angedrohten Höchstmaß der Freiheitsstrafe (Mord verjährt nicht). Die Verjährung kann aber auch ruhen oder unterbrochen sein.69


Es verjähren in 5 Jahren:




	fahrlässige Körperverletzung und fahrlässige Tötung durch einen Hund


	Diebstahl und Unterschlagung eines Hundes


	Jagdwilderei mit einem Hund


	umweltgefährdende Abfallbeseitigung durch „Abkotenlassen“ (streitig)


	Tiertötung und Tierquälerei (Straftaten nach dem Tierschutzgesetz).





In 10 Jahren verjähren:




	gefährliche Körperverletzung (z.B. Hetzen eines Hundes auf einen Menschen)


	schwere Körperverletzung (z.B. Verlust des Sehvermögens auf einem Auge).





ff) Verhältnis von Straftaten zu Ordnungswidrigkeiten


Für das Verfahren bei einer (möglichen) Straftat und Ordnungswidrigkeit (Verhältnis Staatsanwaltschaft – Verwaltungsbehörde) gilt:




	im Strafverfahren ist die Staatsanwaltschaft für die Verfolgung einer Tat grundsätzlich auch unter dem rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit zuständig


	die Verwaltungsbehörde gibt die Sache an die Staatsanwaltschaft ab, wenn Anhaltspunkte für eine Straftat vorhanden sind


	sieht die Staatsanwaltschaft davon ab, ein Strafverfahren einzuleiten, gibt sie die Sache an die Verwaltungsbehörde zurück


	die Staatsanwaltschaft kann bis zum Erlass eines Bußgeldbescheides die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit übernehmen, wenn sie eine Straftat verfolgt, die mit der Ordnungswidrigkeit zusammenhängt; die Staatsanwaltschaft soll die Verfolgung nur übernehmen, wenn dies zur Beschleunigung des Verfahrens oder wegen des Sachzusammenhangs oder aus anderen Gründen für die Ermittlungen oder die Entscheidung sachdienlich erscheint


	stellt die Staatsanwaltschaft das Verfahren nur wegen der Straftat ein oder übernimmt sie die Verfolgung nicht, sind aber Anhaltspunkte für eine Ordnungswidrigkeit vorhanden, gibt sie die Sache an die Verwaltungsbehörde ab; hat die Staatsanwaltschaft die Verfolgung übernommen, kann sie die Sache an die Verwaltungsbehörde abgeben, solange das Verfahren noch nicht bei Gericht anhängig ist; sie muss die Sache abgeben, wenn sie das Verfahren nur wegen der zusammenhängenden Straftat einstellt.70






II. Grundbegriffe


1. Hund


a) Merkmale


Hunderechtliche Vorschriften beziehen sich entweder direkt oder indirekt auf Hunde (indirekt z.B. wenn eine Norm alle Wirbeltiere oder noch umfassender alle Tiere betrifft).


Wenn Vorschriften von Hunden sprechen, meinen sie in aller Regel die heutigen Haushunde (Canis lupus familiaris), also Hunde, die überwiegend im Haus gehalten werden (auch solche, die bisher wild lebten bzw. verwildert waren und dann häuslich aufgenommen werden), nicht dagegen Wölfe (Canis lupus), Kojoten, Schakale und Füchse, die im weiteren Sinne biologisch auch zu den Hunden (Caniden) zählen. In einem noch weiteren biologischen – rechtlich insoweit aber nicht relevanten – Sinn werden verschiedene Tierarten als „Hundeartige“ bezeichnet, zu denen beispielsweise Bären gehören.71


Typische Merkmale von (Haus-)Hunden sind, dass sie




	Säugetiere und Wirbeltiere (wie wir Menschen) und


	domestizierte (an den Menschen gewöhnte), zahme Tiere sind (im Gegensatz zu Wölfen); als zahm gelten sie im rechtlichen Sinn unabhängig von ihrer individuellen Gefährlichkeit, (vermeintlichen) „Böswilligkeit“ oder „Verwilderung“72.





Sie haben:




	vier Füße (Pfoten) und sind sog. Zehengänger


	einen guten Gehör- und Geruchssinn


	Krallen, die sich – im Unterschied zu Katzen – nicht einziehen lassen.





Hunde und Katzen beißen. Hunde bellen, jaulen etc.; Katzen miauen, fauchen etc.73


b) Abgrenzung zum Wolf


In der Regel ist nicht zweifelhaft, ob bzw. dass ein Tier ein Hund ist und damit die Vorschriften, die für Hunde (oder alle Tiere) gelten, Anwendung finden. Im Einzelfall kann aber schwierig sein, einen Hund vom Wolf, dem „Stammvater“ des Hundes, abzugrenzen bzw. die Frage zu beantworten, ob in einem Hund „ein Wolf mit drin ist“.


Die Unterscheidung zwischen Hund und Wolf ist auch rechtlich relevant:




	das Halten (Besitzen) eines Wolfes ist nach dem Bundesnaturschutzgesetz verboten und strafbar, es sei denn, er wurde rechtmäßig in der EU gezüchtet und ist danach nicht herrenlos geworden74; rechtmäßige Zucht bedeutet, dass die Tiere in kontrollierter Umgebung geboren und deren Elterntiere rechtmäßig erworben worden sein müssen75; im Übrigen bedarf die Haltung eines Wolfs in Niedersachsen jedenfalls einer behördlichen Genehmigung76 (das Halten eines Hundes bedarf nur im Falle seiner Gefährlichkeit einer Genehmigung)


	
nach Beginn der (rechtmäßigen) Haltung muss unverzüglich der Behörde der Zugang (erlaubnisbedürftig) und Abgang von Tieren sowie eine Kennzeichnung schriftlich mitgeteilt werden; die Mitteilung muss Angaben enthalten über Zahl, Art, Alter, Geschlecht, Herkunft, Verbleib, Standort, Verwendungszweck und Kennzeichen der Tiere; angezeigt werden muss auch ein Wechsel des Haltungsortes77



	der Halter muss bei erlaubter Haltung eines Wolfs die erforderliche Zuverlässigkeit und ausreichende Kenntnisse über die Haltung und Pflege des Tieres besitzen und er muss die Einrichtungen haben oder errichten, die gewährleisten, dass der Wolf nicht entweichen kann (besonders hohe Zäune) und dass die Haltung den tierschutzrechtlichen Vorschriften entspricht78



	der Kauf bzw. Verkauf eines „Wolfsartigen“ mit Wolfsblut (in den vier vorhergehenden Generationen) kann unter Umständen strafbar sein79



	das Züchten von Hund-Wolf-Kreuzungen kann verboten sein, etwa wenn es zu leidvollen Verhaltensstörungen bei dem Tier führt80; wegen der „wilden Wolfsanteile“ ist eine artgerechte Haltung unter Umständen nicht möglich.





Es gibt Hunde(rassen), denen man die Abstammung vom Wolf noch ansieht und in die früher – vor vielen Generationen – durch den Menschen Wölfe eingekreuzt wurden, die heute aber gewöhnliche Hunde(rassen) sind, z.B. der Tschechoslowakische Wolfshund.


Es gibt aber auch wirkliche Wolf-Hund-Mischlinge (Wolfshybriden), also Tiere, die aus einer Kreuzung von Hund und (reinrassigem) Wolf entstanden sind und bei denen die Kreuzung nur wenige Generationen zurückliegt. Sie gelten rechtlich (auch) als Wölfe, wenn in den vier vorhergehenden Generationen mindestens ein Wolf vorkommt.81


Mit dem F-Faktor (F-Linie) wird beschrieben, wie viele Generationen vergangen sind, seit ein Wolf in die Zucht eingeführt wurde: F1 bedeutet, dass ein Elternteil Wolf ist; F2, dass ein Großelternteil Wolf ist etc.82


Für Wolf-Hund-Mischlinge bis zur vierten Generation gelten sowohl die Vorschriften, die für Wölfe gelten als auch diejenigen, die für Hunde gelten, sodass beispielsweise stets eine Genehmigung für die Haltung eines Wolfes erforderlich ist und auch eine Hunde-Haftpflichtversicherung abgeschlossen sein muss, sobald das Tier älter als sechs Monate ist.


Äußerlich unterscheidet sich ein Wolf vom Hund durch folgende Merkmale (nicht abschließend)83:




	heller Überaugenfleck, helle Wangenpartie, fast weiße Umgebung des Mauls


	relativ lange Schnauze


	relativ kleine Ohren, die immer aufrecht stehen


	hellgelbe bis gelbgrüne Augenfarbe.





c) Rechtsstellung


aa) Zivilrecht


Allgemein unterscheidet man zwischen Rechtssubjekten (Rechtsträgern) – alle Menschen (natürliche Personen) sowie Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung etc. (juristische Personen) – und den Rechtsobjekten (Rechtsgegenständen) – alle Sachen, also körperliche Gegenstände –.


Eindeutig ist, dass Tiere keine Sachen sind.84 Was sie im rechtlichen Sinne aber stattdessen sind, wird nicht einheitlich beurteilt. So wird vertreten, sie seien Sachen85 oder Rechtsobjekte86 eigener Art. Nach einer weiteren Ansicht sind Tiere weder das eine (Rechtssubjekte) noch das andere (Rechtsobjekte), sondern nehmen eine Mittelstellung ein; Tiere bildeten eine eigene Kategorie (Tier-Kategorie bzw. tierliche Person).87


Auf Tiere werden grundsätzlich die für Sachen geltenden Vorschriften angewandt.88 Dies bedeutet vor allem, dass sie verkauft werden können und Eigentum an ihnen erworben werden kann, dass sie verliehen und vermietet werden können (im Einklang mit dem Tierschutzrecht).


bb) Tierschutzrecht


Unabhängig davon, welcher der oben genannten Kategorien man Hunde (Tiere) zuschreibt: Tiere werden durch besondere Vorschriften geschützt (und müssen auch geschützt werden), insbesondere durch das Tierschutzgesetz und die Tierschutz-Hundeverordnung.89


Sie sind Mitgeschöpfe des Menschen und schmerzempfindende Lebewesen (letzteres jedenfalls für Hunde unstreitig).90


Aber sie haben nicht wie Menschen Rechte (Ansprüche), die sie als Kläger – durch menschliche Vertreter – einklagen könnten.91 Das Tier hat keine Rechte gegenüber dem Menschen – aber der Mensch hat Pflichten gegenüber dem Tier.92 Sie haben nach h.M. auch keine rechtlich geschützte Würde93, sodass z.B. das Schleifen eines an der Anhängerkupplung befestigten Hundekadavers über die Straße zwar gegen die Straßenverkehrsordnung verstoßen kann, aber keine Verletzung „postmortaler Tierwürde“ ist94.


Die Behörden können (gegebenenfalls: müssen) gegen tierschutzwidrige Zustände vorgehen (s.u.).


cc) Strafrecht


Hunde sind im strafrechtlichen Sinn Sachen.95 Das ist für den Halter (Eigentümer) günstig, weil es damit grundsätzlich strafbar ist, einen fremden Hund zu verletzen (Sachbeschädigung) oder zu stehlen (Diebstahl) und die Strafverfolgungsbehörden (insbesondere Staatsanwaltschaften) grundsätzlich verpflichtet sind, Straftaten zu verfolgen (Legalitätsprinzip) und den Sachverhalt von Amts wegen aufzuklären; allerdings mit der Möglichkeit der Verfahrenseinstellung in einigen Fällen (Opportunitätsprinzip).96


2. Halten eines Hundes


Der Begriff des Haltens eines Hundes ist zentral für das Nds. Hunderecht (ebenso in anderen Bundesländern). Verschiedene Gesetze und Vorschriften verwenden ihn: unter anderem das Nds. Hundegesetz, das dem Halter Pflichten zum Schutz von Mensch und Tier auferlegt, das Bürgerliche Gesetzbuch, in dem die verschuldensunabhängige Tierhalter-Gefährdungshaftung festgelegt ist und das Tierschutzgesetz, das dem Schutz von Hunden und anderen Tieren dient.


Eine Besonderheit bildet der Ordnungswidrigkeitentatbestand „Freies Umherbewegenlassen eines bösartigen Tieres“ bzw. „Unterlassen nötiger Vorsichtsmaßnahmen bei einem bösartigen Tier“, bei dem der Begriff des Haltens nicht in der Norm selbst verwandt wird (kein Tatbestandsmerkmal), sondern nur Teil der Gesetzesüberschrift ist (Auslegungshilfe).97


Gehalten werden allgemein Fahrzeuge, (Haus-)Tiere98 und – rechtlich kaum relevant – Pflanzen.


a) Hundehaltung


aa) Allgemeiner Sprachgebrauch


Einen Hund halten bedeutet im allgemeinen Sprachgebrauch bzw. nach der Wortherkunft, ihn eine längere Zeit zum eigenen Nutzen, Vergnügen, zur Verfügung (bei sich) haben und unterhalten, ernähren (für ihn sorgen, für seinen Unterhalt aufkommen).99


Das Schützende und die Fürsorge betonend, bedeutet halten „hüten – schützen – bewahren“100; entsprechend wäre der Halter der „Hirt – Bewahrer – Inhaber“101. Die allgemeine Bedeutung des Wortes „halten“ zeigt sich auch an bestimmten hinzugesetzten Vorsilben: Wer einen Hund halten möchte, möchte ihn in der Regel „be-halten“ und auch darüber bestimmen, wo sich der Hund „aufhalten“ darf.102 Daneben gibt es auch die Formulierung „Er/Sie hält sich ein Tier“103, die wohl zumeist die Haltung zum eigenen Vergnügen oder die Haltung eines exotischen oder besonders kostspieligen Tieres betonen soll.


Wer nach dieser allgemeinen Bedeutung des Wortes „halten“ Halter eines Hundes ist, ist in aller Regel auch Halter des Hundes im rechtlichen Sinne (dazu sogleich).


Weiterhin gibt es den Ausspruch, einen Hund (sicher) „an der Leine zu halten“.104 Diese Bedeutung des Wortes „halten“ gehört in Niedersachsen zum (sicheren) „Führen“ eines Hundes (s.u.).105


bb) Einfamlienhaus – Wohnung – Wohnwagen


Ein Hund wird dort gehalten, wo er (und sein Halter) seinen Lebensmittelpunkt hat. Dies kann, muss aber nicht ein sog. befriedetes Besitztum (Grundstück bzw. Gebäude, das äußerlich erkennbar gegen Betreten gesichert ist, insbesondere durch einen Zaun) sein:




	Grundstück mit Einfamilienhaus (ein ganzes Grundstück, Heimatgrundstück)106



	Miet- oder Eigentumswohnung (Grundstücksteil)


	Wohnwagen107 und Wohnschiffe („fahrende und schwimmende Räume“).





Mitunter wird auch davon gesprochen, dass ein Hund im Auto gehalten werde, wenn er sich dort regelmäßig für mehrere Stunden am Tag (während der Arbeitszeit seines Halters) aufhalte.108 In der Sache handelt es sich hierbei um unbeaufsichtigtes, aber – abhängig vom Einzelfall – ausbruchsicheres Umherliegenlassen (in Anlehnung an unbeaufsichtigtes Umherlaufenlassen, das Streunen bedeutet).


Im Mietrecht gibt es in Mietverträgen häufig – einschränkende – Regelungen zur Hundehaltung in der Mietwohnung, insbesondere dass diese nur mit Zustimmung des Vermieters zulässig ist (siehe dort). Unter Hundehaltung in diesem Sinne verstehen Gerichte mitunter auch, wenn ein Besucher des Mieters oft seinen Hund in die Wohnung des Mieters bringt und dieser sich dort längerfristig oder sogar über Nacht aufhält.


Mit dieser Auslegung des Begriffs Hundehaltung soll verhindert werden, dass ein Mieter jemand anderen vorschiebt, der für ihn als Halter fungiert und die steuerrechtlichen und versicherungsrechtlichen Verpflichtungen übernimmt, sodass der Mieter dann nicht selbst Halter wäre und es keine Hundehaltung bei ihm gäbe.109


cc) Abgrenzung zum Führen eines Hundes


Das Nds. Hundegesetz unterscheidet zwischen dem Halten und Führen eines Hundes.110 Sämtliche (aktiven) Handlungen bzw. Umgangs- und Verhaltensweisen eines Halters in Bezug auf seinen Hund betreffen in Niedersachsen entweder das Halten oder das Führen. Ein Hund wird – ordnungsgemäß oder ordnungswidrig – gehalten bzw. geführt oder nicht (mehr) gehalten oder geführt.


Mitunter findet sich in Hundegesetzen anderer Bundesländer111 die Dreiteilung Halten – Führen – Beaufsichtigen. Nach dem Nds. Hundegesetz ist das Beaufsichtigen des Hundes Teil des Haltens oder Führens, je nachdem, ob es um das Halten oder Führen des Hundes geht. Ein Hund, der auf dem Grundstück, auf dem er gehalten wird, nicht oder nicht richtig beaufsichtigt wird und entweicht, wurde unsachgemäß gehalten.112 Das Beaufsichtigen eines Hundes ist nach dem Nds. Hundegesetz keine eigenständige Kategorie neben dem Halten und Führen.


Zwischen Halten und Führen zu unterscheiden ist notwendig, wenn und weil einige Vorschriften speziell das Halten eines Hundes regeln und andere sein Führen.113


Die Begriffe Halten und Führen lassen sich grundsätzlich folgendermaßen unterscheiden:




	auf dem Grundstück, auf dem der Hund seinen Lebensmittelpunkt hat, wird er gehalten, wenn es sich um ein Einfamilienhaus (Einparteienhaus) handelt


	
außerhalb dieses Grundstücks bzw. bereits außerhalb einer Miet- oder Eigentumswohnung (= in der Öffentlichkeit) wird der Hund geführt, z.B. im Treppenhaus.





b) Hundehalter


Der Begriff des Hundehalters ist zentral für das (Niedersächsische) Hunderecht. Bedeutsame Rechtsfolgen knüpfen an ihn an. Denn derjenige, der Halter ist bzw. als Halter gilt, hat neben Rechten an dem Hund aufgrund dieser Halterstellung auch Pflichten; gegenüber dem Hund (z.B. tierschutzgerechte Unterbringung) und gegenüber der Allgemeinheit (z.B. Sachkundeerfordernis, Leinenzwang). Und bei Verletzung einer Halterpflicht drohen Bußgelder oder sogar strafrechtliche Verurteilungen (z.B. wegen Verstoßes gegen das Tierschutzgesetz). Schließlich muss der Halter für Schäden durch den Hund grundsätzlich Schadensersatz leisten, auch wenn ihm gar kein Vorwurf eines konkreten Fehlverhaltens gemacht werden kann.


aa) Begriff


In vielen Fällen ist nicht zweifelhaft, wer Halter eines Hundes („Herrchen / Frauchen“) ist. Wenn sich nur eine Person um den Hund kümmert und die Kosten seiner Haltung trägt, ohne dass andere Personen regelmäßig mit dem Hund in Berührung kommen, dann ist diese Person zweifellos Halter des Hundes. Dies gilt z.B. für Alleinstehende (Singles), die ihren Hund in der Mietwohnung halten.


Wenn jedoch mehrere Personen im Spiel sind bzw. sich um den Hund kümmern, stellt sich die Frage, welche dieser Personen Halter ist; möglich ist auch, dass mehrere Personen gleichzeitig Halter – geschlechtsneutral auch „Haltende“ genannt114 – desselben Hundes sind, z.B. Ehe- oder Lebenspartner.115


Halter von Hunden können aber nicht nur natürliche Personen (Menschen) sein, sondern grundsätzlich auch juristische Personen des Privatrechts (AG, GmbH, Verein etc.) und des öffentlichen Rechts (BRD, Land Niedersachsen, Kommunen). Für die Betreuung des Hundes ist dann eine natürliche Person verantwortlich.116


Bei der Hundesteuer wird dagegen überwiegend nicht die jeweilige juristische Person als Halter angesehen, sondern die natürliche Person, die einen Hund im Interesse einer juristischen Person betreut (siehe dort).


Allgemein lässt sich folgende Umschreibung des Halters festhalten, die dem Zivilrecht entstammt, wo sie weitreichende Bedeutung für die Frage hat, wer für Schäden durch den Hund haften muss:


Halter ist,




	wer (mehr als vorübergehend) die Bestimmungsmacht über das Tier hat,


	aus eigenem Interesse für die Kosten des Tieres aufkommt,


	den allgemeinen Wert und Nutzen des Tieres in Anspruch nimmt und


	das Risiko des Verhaltens des Tieres und seinen Verlust trägt.117






Auf Kurzformeln (aus Rechtsprechung und Literatur) gebracht ist regelmäßig Halter, wer




	mit einem Hund zusammenlebt118,


	faktisch für das Schicksal des Hundes zuständig bzw. verantwortlich ist (unabhängig von formellen rechtlichen Beziehungen)119,


	sich für den Hund verantwortlich fühlt120; Verantwortlich-Fühlen zeigt sich nach außen z.B. durch den Abschluss der Hunde-Haftpflichtversicherung auf den eigenen Namen121,


	einen Hund mehr als nur vorübergehend hat (besitzt)122; bei Leihe etc. eines Hundes, wer ihn für einen längeren Zeitraum (mehr als zwei Monate) in seinen (Privat-)Haushalt oder (Wirtschafts-)Betrieb aufnimmt (regelmäßige, aber nur kurzfristige Überlassungen eines Hundes genügen nicht für Halterbegründung bzw. -wechsel)123.





In der Regel entscheidend für die Frage wer Halter ist, sind die beiden Aspekte Eigeninteresse an dem und Bestimmungsmacht (Entscheidungsgewalt) über den jeweiligen Hund (auf die sich alle anderen Kriterien zur Bestimmung des Halters zurückführen lassen).124


Indizien für Eigeninteresse an dem Hund sind125:




	Sorge für Obdach und Unterhalt des Hundes126 (Versorgung des Hundes im eigenen Interesse)


	Tragung der Unterhaltskosten (wichtiges Indiz)


	Verlustrisiko (wirtschaftliches Risiko im Fall des Verlustes bzw. Todes des Hundes)


	Abschluss der Halter-Haftpflichtversicherung


	dauerhafte berufliche Nutzung des Hundes.





Indizien für Entscheidungsgewalt über den Hund sind127:




	unmittelbarer Besitz bzw. tatsächliche Einwirkungsmöglichkeit auf den Hund (wird im Rahmen der Gefahrenabwehr mitunter als das wichtigste Kriterium angesehen)128



	Eigentum an dem Hund (wichtiges Indiz).





Die einzelnen genannten Indizien müssen nicht alle vorliegen, damit eine Person als Halter angesehen wird. Im Einzelfall müssen die Indizien gewichtet und gegeneinander abgewogen werden.129


Wer Halter ist, wenn mehrere Personen als Halter in Betracht kommen, kann nicht allgemeingültig für alle Rechtsgebiete einheitlich definiert werden, weil der Begriff des Halters nur teilweise ausdrücklich gesetzlich definiert ist130 und weil sich der Begriff des Halters je nach Schutzrichtung des Rechtsgebietes ändern kann, beispielsweise in Abhängigkeit davon, ob es um Gefahrenabwehrrecht (Schutz von Menschen oder Tieren vor dem Hund) oder Schadensersatzrecht (zivilrechtliche Haftung des Tierhalters) geht.


Wenn sich dagegen nur eine Person um den Hund kümmert, sein Futter bezahlt etc., ist selbstverständlich klar, dass diese Person „nach allen erdenklichen“ Definitionen des Halterbegriffes und in allen relevanten Rechtsgebieten alleiniger Halter des Hundes ist.




	
Gefahrenabwehrrecht





Geht es (im Vorhinein) um die Abwehr von bzw. den Schutz vor Gefahren für Mensch oder Tier durch einen Hund, besteht die Tendenz, denjenigen als Halter anzusehen und zu Maßnahmen zu verpflichten, der auf ein Tier tatsächlich einwirken kann (in der Regel also Besitzer des Tiers ist).131




	Zivilrecht





Wenn es (im Nachhinein) darum geht, wer im Rahmen der zivilrechtlichen Gefährdungshaftung für Schäden durch den Hund aufkommen muss, wird grundsätzlich derjenige als Halter – und damit Haftpflichtiger – angesehen, der den Nutzen aus dem Tier zieht132.




	Tierschutzrecht





Im Tierschutzrecht, wo es um den Schutz des Tieres bzw. hier des Hundes geht, können zwei Arten von Haltungen bzw. Haltern unterschieden werden. Denn das Tierschutzgesetz verwendet den Begriff des Haltens in zwei Bedeutungen:


Halter im weiten Sinn ist, wer (ständig oder vorübergehend) für einen Hund verantwortlich ist oder ihn tatsächlich versorgt. Halter in diesem Sinn ist also jeder, der einen Hund in Obhut hat, und sei es auch nur zur kurzfristigen Betreuung.133


Dieser Begriff des Halters bzw. Haltens ist insbesondere maßgeblich, soweit es um bestimmte verbotene Verhaltensweisen dem Hund gegenüber geht (beim Abrichten, Trainieren, Prüfen, Ausstellen von Hunden).134


Der tierschutzrechtliche Begriff des Halters im engen Sinn stimmt grundsätzlich mit dem Begriff des Halters im zivilrechtlichen bzw. haftungsrechtlichen Sinn überein.135


Der enge Halterbegriff ist maßgeblich, soweit es um die grundlegenden Pflichten – Ernährung, Pflege, Unterbringung eines Hundes – desjenigen geht, der ein Tier dauerhaft (nicht nur ganz vorübergehend) in seiner Obhut hat.136


Der Begriff des Haltens bzw. Halters in diesem Sinne erfasst also nicht jede Form der Obhut, insbesondere nicht eine kurzfristige. Hier unterscheidet das Tierschutzgesetz zwischen Halten, (faktischem) Betreuen und der Pflicht zum Betreuen. Eine Abgrenzung zwischen diesen drei Varianten ist im Einzelfall nicht erforderlich, wenn feststeht, dass jedenfalls eine Variante, z.B. eine tatsächliche Betreuung, gegeben ist.137




	Steuerrecht





Halter im steuerrechtlichen Sinn – und damit Steuerpflichtiger – ist nach den kommunalen Hundesteuersatzungen, wer einen Hund (einzelne inhaltliche Abweichungen oder in der Formulierung möglich):




	in seinen Haushalt oder Betrieb, seiner Institution oder Organisation für Zwecke der persönlichen Lebensführung aufgenommen hat,


	
im Interesse einer juristischen Person hält (betreut)138



	in Pflege oder zum Anlernen bei sich hat (jedenfalls bei mehr als zwei Monaten), wenn nicht nachgewiesen wird, dass der Hund in Deutschland bereits versteuert oder steuerfrei gehalten wird.139






bb) Rechtsstellung


Die Haltung von Tieren ist als „gelebte Tierliebe“ vom Schutzbereich der Allgemeinen Handlungsfreiheit140 umfasst (Grundrecht auf Tier- bzw. Hundehaltung). Zudem fällt „Eigentum haben“ an einem Hund unter die grundrechtlich geschützte Eigentumsfreiheit bzw. Eigentumsgarantie.141 Die Haltung kann aber zum Schutz von anderen Lebewesen (Menschen und Tieren) eingeschränkt werden.142 Solche Einschränkungen müssen aber ihrerseits mit der Verfassung in Einklang stehen und dürfen nicht Grundrechte von (potenziellen) Hundehaltern verletzen.143


Den Hundehalter treffen andererseits die im Folgenden dargestellten Pflichten, die zum Schutz des Hundes selbst (Tierschutzrecht) oder zum Schutz von anderen Tieren oder Menschen (Gefahrenabwehrrecht) bestehen.


cc) Vorgeschobener Halter


Wer nach den tatsächlichen Umständen Halter ist, darf seine Halterstellung grundsätzlich nicht verschleiern, indem er beispielsweise einen Freund als „Strohmann“ (Scheinhalter) vorschiebt, der einen Hund für den „Hintermann“ (den wahren Hundehalter), aber in seinem eigenen Namen bei den staatlichen und privaten Stellen anmeldet (Hundesteuer, Hunderegister, Haftpflichtversicherung etc.).


Man sollte nicht nach außen den unzutreffenden Eindruck erwecken, Halter eines Hundes zu sein und seinen Namen dafür hergeben (einen Hund auf den eigenen Namen anmelden), damit ein anderer seine Halterstellung nicht offenlegen muss. Das kann gravierende Folgen haben, z.B. dass




	beide – wahrer und vorgeschobener Halter – bei bewusstem Zusammenwirken als unzuverlässig zum Halten von Hunden gelten und deshalb künftig keine Hunde halten dürfen144



	erhebliche Kosten auf denjenigen zukommen, wenn ein Hund einen hohen Schaden verursacht, für den sein (Schein-)Halter unter Umständen einstehen muss, weil er nicht schlüssig darlegen kann, trotz Anmeldung des Hundes auf seinen Namen doch nicht Halter des Hundes zu sein.





Aus bestimmten rechtlichen Erklärungen und Handlungen wird (in Verbindung mit weiteren Umständen) geschlossen, dass eine Person Halter ist (zumindest sind dies Indizien, die im konkreten Fall berücksichtigt würden), z.B.:




	Anmeldung eines Hundes zur Hundesteuer


	Abschluss einer Hunde-Haftpflichtversicherung145



	Meldung des eigenen Namens gegenüber dem Hunderegister146 (durch den Ehepartner)


	
Beantragung einer Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes (ohne deutlich zu machen, dass der Antrag für jemand anderen, z.B. den Ehepartner, gestellt wird).





c) Eigentum und Besitz am Hund in Abgrenzung zur Hundehaltung


Während mit der Halterstellung vor allem Pflichten verbunden sind, gewährt die Eigentümerstellung (ohne gleichzeitig Halter zu sein) insbesondere Rechte.


Die Unterscheidung zwischen Eigentum und Besitz ist unter anderem für die Frage relevant, wem gegenüber die Behörde eine Anordnung erlässt oder Maßnahme trifft, wenn Eigentum und Besitz auseinanderfallen. So kann es aus Gründen der Effektivität sinnvoll und zulässig sein, dass die Behörde sich an den Besitzer wendet147, der dann gegebenenfalls auch die Kosten des Verfahrens tragen muss.


aa) Eigentum


Eigentum ist das umfassende Herrschaftsrecht (rechtliche Herrschaft) eines Menschen über eine Sache oder – wie hier – über ein Tier. Wer dieses Herrschaftsrecht innehat, ist Eigentümer. Der Eigentümer kann mit seinem Eigentum grundsätzlich nach Belieben verfahren – es verkaufen, verschenken, (nicht) benutzen, (gefahrlos für andere) beschädigen oder gar zerstören – und andere von jeder Einwirkung ausschließen, z.B. einen Diebstahl oder die Verletzung des Hundes verhindern.148 Der Eigentümer eines Tieres muss aber die tierschutzrechtlichen Vorschriften beachten (dazu im Einzelnen unten).149


Es gibt verschiedene Arten von Eigentum. Diese sind im Wesentlichen:




	Alleineigentum: nur eine Person ist Eigentümer (Normalfall)150



	Miteigentum nach Bruchteilen (Bruchteilseigentum): mehrere Personen (= Eigentümer) sind an einem Tier (oder einer Sache) zu ideellen (gedachten) Bruchteilen berechtigt151, z.B. Ehepartner an einem gemeinsam gehaltenen Hund


	Eigentum zur gesamten Hand (Gesamthandseigentum): das Eigentum steht einer Gemeinschaft (Gesamthand) zu, an der Einzelne beteiligt sind152, z.B. wenn mehrere Personen ein Bewachungsunternehmen und zu diesem Zweck mehrere Wachhunde haben153



	Vorbehaltseigentum: einen Sonderfall bildet das sog. Vorbehaltseigentum aufgrund Eigentumsvorbehalts durch den Verkäufer; hat sich der Verkäufer eines Hundes das Eigentum bis zur Zahlung des Kaufpreises vorbehalten, gilt im Zweifel, dass der Käufer (erst) Eigentümer des Hundes wird, wenn er den für den Hund vereinbarten Kaufpreis vollständig gezahlt hat.154






bb) Besitz


Die Frage, wer Besitz an einem Hund hat, also dessen Besitzer ist, ist unter anderem für den Fall relevant, dass der Hund rechtswidrigerweise von jemandem weggenommen (gestohlen) wird. Der bisherige (frühere) Besitzer darf den Hund dem auf frischer Tat betroffenen oder verfolgten Täter notfalls auch mit (verhältnismäßiger) Gewalt wieder abnehmen (sog. Besitzschutz).155


Der Besitz wird grundsätzlich auch geschützt, wenn der Besitzer kein Recht zum Besitz hat.156 Dies führt dazu – was vielleicht zunächst merkwürdig erscheint –, dass auch der Dieb, der einen Hund gestohlen hat, sich seinerseits gegen die Wegnahme des gestohlenen Hundes durch einen weiteren Dieb wehren darf. Der Eigentümer des Hundes hat natürlich weitergehende Befugnisse gegenüber dem Dieb (dazu noch unten).157


Besitz ist die tatsächliche Herrschaft („Gewalt“) über ein Tier (oder eine Sache).158 Tatsächliche Herrschaft ist die von einem natürlichen Besitzwillen getragene tatsächliche Machtbeziehung einer Person zu einem Tier, die es ermöglicht, auf das Tier einzuwirken.159


Besitzer eines Hundes ist z.B.:




	der Grundstücksbesitzer, dessen Hund sich auf dem (eingezäunten) Grundstück befindet („das Haus verliert nichts“)160



	wer einen Hund an einer Leine führt


	wer einen Hund ohne Leine führt, der gehorcht, also etwa durch Zuruf „gesteuert“ werden kann.





Da es für die Frage von Besitz nicht auf die Rechtmäßigkeit eines Verhaltens oder auf die Geschäftsfähigkeit der betreffenden Person ankommt, ist auch derjenige Besitzer, der einen Hund stiehlt (der Dieb)161 und derjenige, der mit einem Hund spazieren geht, aber noch nicht volljährig ist (der Minderjährige)162.


Auch ein (rechtswidrig) streunender (= unbeaufsichtigt umherlaufender) oder jagender Hund ist weiterhin Besitz derjenigen Person, die den Hund besaß, bevor er streunte oder jagte, solange der Hund weiterhin die Gewohnheit hat, nach dem Streunen oder Jagen zu seinem „Frau- oder Herrchen“ zurückzukommen163 bzw. solange es wahrscheinlich ist, dass der Hund zurückkommt164.


Auch im strafrechtlichen Sinn bleiben vorübergehend entlaufene bzw. vom Grundstück entwichene Hunde im Gewahrsam des Halters165, sodass Diebstahl (Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahre oder Geldstrafe) und nicht nur Unterschlagung (Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahre oder Geldstrafe) vorliegt, wenn jemand einen kurzfristig entlaufenen Hund an sich nimmt und behält. Erst recht dürfte ein Halter dann weiterhin Gewahrsam an seinem Hund haben, den er (gegebenenfalls rechtswidrig) im Wagen zurücklässt.


Keinen Besitz mehr hat aber derjenige, der seinen Hund – rechtswidrig – aussetzt, ihn von nun an sich selbst überlässt und „das Weite sucht“.166


Bei zugelaufenen Hunden ist umstritten, ob die Person, die den Hund an sich nimmt, bereits mit Ansichnahme Besitzer des Hundes wird oder erst, wenn sie sich dazu entschließt, den Hund zu behalten.167


Es lassen sich verschiedene Arten von Besitz an einem Hund unterscheiden:




	Alleinbesitz (eine einzelne Person ist Besitzer des Hundes) und Mitbesitz (mehrere Personen besitzen einen Hund gemeinschaftlich, z.B. Ehepartner)168



	unmittelbarer Besitz (echte tatsächliche Sachherrschaft, z.B. Mieter) und mittelbarer Besitz (der kraft eines Rechtsverhältnisses vermittelte Besitz, z.B. Vermieter)169



	Eigenbesitz (Besitz des Hundes als sich gehörend, z.B. der Eigentümer, aber auch der Dieb eines Hundes) und Fremdbesitz (Besitz des Hundes als jemand anderem gehörend, z.B. derjenige, der mit dem Hund eines Freundes unter Anerkennung von dessen Eigentümerstellung spazieren geht)170



	berechtigter („fehlerfreier“) Besitz (z.B. des Eigentümers oder einer Person, die mit dem Hund mit Zustimmung des Eigentümers spazieren geht) und unberechtigter („fehlerhafter“) Besitz (z.B. des Diebes)171.





cc) Auseinanderfallen von Haltereigenschaft und Eigentum oder Besitz am Hund


Besitzer, Eigentümer und Halter eines Hundes ist im Normalfall eine Person. Sie ist „alles drei“.


Beispiel:


Jemand kauft einen Hund, bekommt diesen übereignet und ist damit Eigentümer des Hundes. Er geht mit seinem Hund spazieren, ist deshalb auch Besitzer des Hundes. Schließlich ist er auch Halter des Hundes, weil er die Kosten des Tieres trägt.


Wer Eigentum und Besitz an einem Hund hat, ist in aller Regel auch Halter des Hundes. Eigentum, Besitz und Haltereigenschaft können aber auseinanderfallen.


Beispiele:




	es führt jemand den Hund (= Besitzer), der nicht Eigentümer des Hundes ist


	ein Gewerbetreibender ist Eigentümer eines Hundes; ein Angestellter von diesem betreut den Hund dauerhaft, nimmt ihn in seinen Haushalt auf und ist deshalb Halter des Hundes172



	ein Verein ist Eigentümer und Halter, ein Vereinsmitglied Besitzer und Betreuer des Hundes173



	ein Beamter ist Eigentümer und Besitzer, das Bundesland (der Dienstherr) aber Halter des Hundes, sog. beamteneigener Diensthund174.





3. Führen eines Hundes


a) Hundeführung


Einen Hund führen bedeutet nach allgemeinem Sprachgebrauch, ihn zu leiten bzw. zu lenken. Dem Hund wird der Weg gezeigt (wenn er ohne Leine laufen darf) oder er wird veranlasst, in eine bestimmte Richtung mitzugehen (mit oder ohne Leine).175 „Führen“ stammt von „fahren“ und bedeutete ursprünglich „fahren machen“ und speziell auf Tiere bezogen: das Tier „bewegen machen“,176 also dafür sorgen, dass es sich bewegt. Diese ursprüngliche Bedeutung klingt auch noch an, wenn Halter davon sprechen, ihren Hund heute noch „bewegen zu müssen“. In der Alltagssprache wird auch der Begriff „ausführen“ verwandt; gemeint ist damit mitunter auch das Spazieren- bzw. Gassiführen von Hunden aus dem Tierheim.


Viele Vorschriften und Gesetze knüpfen an dieses Führen an und stellen Anforderungen an das Führen von Hunden. Grundregel (Grundpflicht) ist, dass Hunde so geführt werden müssen, dass von ihnen keine Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgehen.177 Pflichten während des Führens von Hunden dienen dem Schutz von Menschen, Hunden oder anderen Tieren.


Der Begriff des Führens beinhaltet grundsätzlich zweierlei, nämlich dass der:




	Hund sich in der Öffentlichkeit befindet und


	Hundeführer den Hund kontrollieren bzw. auf ihn einwirken kann (nach a.A. ist Führen bei jedem Aufenthalt des Hundes außerhalb des Besitztums des Halters erfüllt)178.





Dass der Hund sich bewegt, ist grundsätzlich keine Voraussetzung dafür, dass er (in diesem Augenblick) geführt wird. Auch der ins Restaurant mitgebrachte und auf dem Boden liegende Hund eines Gastes wird geführt.


Tragen von (kleinen) Hunden auf dem Arm wird mitunter allerdings nicht als Führen eines Hundes angesehen.179 Konsequenzen hätte dies z.B. bei gefährlichen Hunden (auch kleine Hunde können im Einzelfall gefährlich sein): Die Anleinpflicht für gefährliche Hunde außerhalb ausbruchsicherer Grundstücke knüpft nicht an ein Führen, sondern nur an den Aufenthaltsort des Hundes außerhalb eines ausbruchsicheren Grundstücks an. Eine Ordnungswidrigkeit nach dem Nds. Hundegesetz setzt jedoch voraus, dass der gefährliche Hund ohne Leine „geführt“ wird.180 Eine ausreichende Kontrolle eines gefährlichen Hundes ohne Halsband und Leine während des Tragens dürfte kaum gegeben sein. Deshalb dürfte hier der Ordnungswidrigkeitentatbestand „Unterlassen der nötigen Vorsichtsmaßnahmen zur Verhütung von Schäden durch ein bösartiges Tier“ gegeben sein.181


aa) Öffentlichkeit


Öffentlichkeit bedeutet Zugänglichkeit für die Allgemeinheit (Gegenbegriff Privatheit). Sie liegt vor:




	außerhalb des Grundstücks, auf dem der Hund gehalten wird; befindet sich der Hund auf einem Privatgrundstück Dritter, ist er streng genommen wohl nicht in der Öffentlichkeit, wird aber auch dort wohl geführt182



	innerhalb des Grundstücks, auf dem der Hund gehalten wird, wenn sich der Hund außerhalb der eigenen Miet- oder Eigentumswohnung in einem Mehrparteienhaus183 befindet, z.B. im Treppenhaus.





Grenzfall ist der Hund im eigenen Pkw. Letztlich dürfte auch hier Öffentlichkeit und Führen des Hundes gegeben sein184 (ausnahmsweise wird der Hund hier gehalten, etwa in einem Wohnmobil), auch wenn der eigene Pkw selbst natürlich nicht der Allgemeinheit zugänglich ist.


bb) Einwirkungsmöglichkeit


Die Einwirkungsmöglichkeit kann auf zwei Arten bestehen:




	durch Anleinen des Hundes (unmittelbar physische bzw. mechanische Einwirkungsmöglichkeit) oder


	bei freiem Laufenlassen, wenn der Hundeführer aufgrund von Autorität bzw. wegen der Bindung des Hundes an ihn auf den Hund einwirken kann, vor allem durch Kommandos oder Gesten oder auch nur durch die Vorgabe einer Bewegungsrichtung durch eigene Bewegung wie beim Bei-Fuß-Gehen (mittelbar psychische Einwirkungsmöglichkeit).185






Ein Hund wird daher in der Öffentlichkeit geführt, wenn er angeleint ist oder unangeleint, der Hundeführer aber auf den Hund kontrollierend einwirken kann186. Dass ein Hund einzelne Kommandos ignoriert, führt aber noch nicht dazu, dass der Hund nun nicht mehr geführt würde.


Die für das Führen genannte Voraussetzung der Einwirkungsmöglichkeit wird insbesondere relevant, wenn ein (festgestellt) gefährlicher Hund selbstständig vom Grundstück entweicht oder der Halter ihn (bewusst) streunen lässt, ohne ihn zu beaufsichtigen. Hält man eine Einwirkungsmöglichkeit insoweit für erforderlich, wird der Hund nach seinem Entweichen nicht geführt (sondern er streunt) und der spezielle Ordnungswidrigkeitentatbestand des Nds. Hundegesetzes „Führen eines gefährlichen Hundes ohne Leine“ ist nicht einschlägig, sondern nur der allgemeine Ordnungswidrigkeitentatbestand „Freies Umherbewegenlassen eines bösartigen Tieres“ (Geldbuße nur bis zu 1.000 € anstatt 10.000 €).187


In manchen Vorschriften, auch in anderen Bundesländern, findet sich die Unterscheidung zwischen „(Mit-)Führen“ und „(Frei-)Laufenlassen“.188 Soweit mit diesem Laufenlassen das beaufsichtigte Spazierengehen etc. mit einem Hund, ohne diesen anzuleinen, gemeint ist, gehört dies in Niedersachsen zur Kategorie des Führens eines Hundes (auch in anderen Bundesländern gehört es wohl zum Führen im weiteren Sinne).


Einen Sonderfall bilden Blindenführhunde. Hier ist es – genau andersherum – gerade Aufgabe des Hundes, den Menschen zu führen189, indem er beispielsweise Hindernissen ausweicht (gegebenenfalls auch aufgrund sog. intelligenter Verweigerung gegenüber einem Kommando des blinden Menschen). Gleichwohl führt (auch) der blinde Mensch den Hund durch akustische Kommandos (sog. Hörzeichen) wie „Voran“ oder „(Nach) Links“ und behält so in der Regel die Kontrolle (Orientierung) über das Gesamtgeschehen.190


cc) Begriffliche Abgrenzungen


Während ein Hund unbeaufsichtigt umherläuft (= streunt), wird er nicht geführt. Das führt streng genommen dazu, dass das Streunenlassen eines gefährlichen Hundes nur mit Geldbuße bis zu 1.000 € geahndet werden kann (s.o.).


Solange sich ein Hund in der Miet- oder Eigentumswohnung oder auf dem Einfamilien-Grundstück befindet, wird er gehalten und nicht (auch) geführt (s.o.).


b) Hundeführer


Hundeführer ist derjenige, der einen Hund in der Öffentlichkeit (vorübergehend) beaufsichtigt, ihn ausführt191 bzw. wer die tatsächliche Herrschaft über den Hund ausübt, indem er nach eigenem Willen auf den Hund einwirkt oder einwirken kann. Es können auch mehrere Personen Hundeführer (und damit verantwortlich) sein, z.B. Ehepartner, die mit ihren beiden Hunden gemeinsam spazieren gehen.192


4. Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung


Relevante Begriffe sind auch diejenigen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Denn von Hunden dürfen keine Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgehen, sog. allgemeine (Gefahrenvermeidungs-)Pflicht oder „Nichtstörungspflicht“.193


Ein Verstoß allein gegen diese allgemeine Pflicht ist zwar nicht bußgeldbewehrt.194 Er kann aber gleichwohl negative Folgen haben, denn ein wiederholter Verstoß gegen diese allgemeine Pflicht kann zur Unzuverlässigkeit des Halters und damit zur Untersagung der Hundehaltung führen.195 Auch kann die Behörde einen solchen Verstoß „ordnungswidrig machen“, indem sie eine vollziehbare Auflage erlässt, die ein bestimmtes Verhalten oder Unterlassen vorschreibt; ein Verstoß hiergegen ist dann eine Ordnungswidrigkeit.196


a) Öffentliche Sicherheit


Die öffentliche Sicherheit umfasst197:




	
die Rechtsordnung


	die subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen und


	den Bestand des Staates und seiner Einrichtungen und Veranstaltungen und sonstiger Träger der Hoheitsgewalt.





Die Rechtsordnung (Gesamtheit der Normen) besteht aus den




	Verfassungen (Gesamtdeutsches Grundgesetz und Niedersächsische Verfassung),


	Gesetzen, insbesondere Nds. Hundegesetz, Tierschutzgesetz, Strafgesetzbuch und Ordnungswidrigkeitengesetz (Gesetze im formellen Sinn) sowie


	kommunalen Verordnungen und Satzungen (Gesetze im materiellen Sinn).198






Rechte und Rechtsgüter Einzelner sind etwa deren körperliche Unversehrtheit und ihr Eigentum. Diese Schutzgüter dürfen von Haltern durch das Halten und Führen ihrer Hunde nicht verletzt werden.


Die öffentliche Sicherheit ist etwa verletzt, wenn der Hund des Halters X einen Menschen beißt (abgesehen von Ausnahmesituationen wie Notwehr). Dann ist sowohl das Rechtsgut Leben bzw. körperliche Unversehrtheit des gebissenen Menschen verletzt als in der Regel auch die Rechtsordnung, weil in dem Geschehenlassen oder gar „Anordnen“ des Zubeißens durch den Halter gegebenenfalls eine nach dem Strafgesetzbuch strafbare vorsätzliche oder fahrlässige Körperverletzung oder zumindest ein Verstoß gegen das Nds. Hundegesetz liegt.199


Insofern überschneiden sich die Verletzung subjektiver Rechte bzw. Rechtsgüter und die Verletzung der Rechtsordnung, weil die Rechtsordnung vielfach bereits Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen schützt (bzw. ihre Verletzung mit Sanktionen belegt).200


Kein Schutzgut der öffentlichen Sicherheit sind hingegen Schadensersatzansprüche von Verletzten gegen Hundehalter. Eine Behörde kann also nicht durch Verwaltungsakt einen Halter verpflichten, an den Verletzten einen bestimmten Betrag als Schadensersatz zu zahlen. Der Halter muss vielmehr den zivilrechtlichen Klageweg bestreiten, wenn dieser nicht freiwillig zahlt. Die Behörden müssen einem Verletzten aber gegebenenfalls Auskünfte zur Person des Halters geben, wenn der Halter eines Hundes der Behörde bekannt, dem Verletzten aber unbekannt ist (s.u.).201


b) Öffentliche Ordnung


Die öffentliche Ordnung ist die Gesamtheit der im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung liegenden ungeschriebenen (außerrechtlichen) Regeln (Sozialnormen) für das Verhalten des Einzelnen in der Öffentlichkeit, deren Beachtung nach den jeweils herrschenden Anschauungen unerlässliche Voraussetzung eines geordneten staatsbürgerlichen Zusammenlebens ist.202 So wurden etwa „Peepshows“ als Verstoß gegen die öffentliche Ordnung (Sittenwidrigkeit) angesehen.203


Die öffentliche Ordnung dürfte im Rahmen des Hunderechts aber nur ausnahmsweise relevant sein. Denn für die Fälle, in denen sie einschlägig sein könnte – z.B. beim (gefahrlosen) Hochspringen von (kleineren) Hunden an anderen Spaziergängern –, gibt es vielfach kommunale Verordnungen, die das An- bzw. Hochspringen ausdrücklich verbieten (bzw. den Hundehalter oder -führer dazu verpflichten, es zu verhindern). Und wenn und weil es explizite Vorschriften zu solchen Verhaltensweisen gibt, ist nicht die öffentliche Ordnung, sondern bereits die öffentliche Sicherheit betroffen.


c) Gefahr


Eine Gefahr ist eine Sachlage, bei der im einzelnen Fall die hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung eintreten wird.204


Der Grad einer Gefahr bzw. die Schwere eines drohenden Schadens ist in bestimmten Fällen dafür relevant, ob eine Behörde tätig werden darf bzw. wie niedrig die Eingriffsschwelle für eine Behörde ist. So setzt z.B. die Sicherstellung eines Tieres (oder einer Sache) zur Abwehr einer Gefahr voraus, dass die Gefahr „gegenwärtig“ ist. Das ist eine Gefahr, bei der die Einwirkung des schädigenden Ereignisses bereits begonnen hat oder bei der diese Einwirkung unmittelbar oder in allernächster Zeit mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit bevorsteht.205


5. Sachkunde


Der Begriff der Sachkunde wird in verschiedenen Gesetzen verwandt, insbesondere im Niedersächsischen Hundegesetz und im Tierschutzgesetz. Sachkunde meint allgemein das Verfügen über erforderliche Kenntnisse und/oder Fähigkeiten (Sachkenntnis).206


Hundebezogene Sachkunde meint die Kenntnisse und Fähigkeiten, die erforderlich sind, einen Hund so zu halten und zu führen, dass von diesem keine Gefahren ausgehen. Allgemeine körperliche oder geistige Fähigkeiten werden grundsätzlich nicht geprüft. Geht es allerdings um einen gefährlichen Hund, müssen auch bestimmte persönliche, charakterliche bzw. geistige Fähigkeiten vorliegen.207


Welche Kenntnisse bzw. Fähigkeiten im Einzelnen erforderlich sind, richtet sich danach, wie (intensiv) eine Person auf einen Hund einwirken will.


a) Nds. Hundegesetz


aa) Gewöhnlicher Hund


Das Nds. Hundegesetz bestimmt, dass einen Hund nur halten darf, wer die dafür erforderliche Sachkunde besitzt (hierzu im Einzelnen unten). Der Hundehalter soll (muss) sachkundig sein, damit Gefahren, die von Hunden ausgehen können, gar nicht erst entstehen (unter Umständen durch den Hundehalter selbst verursacht) oder bereits eingetretene Gefahren vom Halter durch adäquate Maßnahmen zumindest abgewehrt werden können.208


Sachkundig ist daher, wer über die Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt, einen Hund so zu halten und zu führen, dass von diesem keine Gefahr für Leben oder Gesundheit von Menschen oder Tieren ausgeht.209


Sachkunde teilt sich in theoretische und praktische Sachkunde (und dem entsprechend in eine theoretische und eine praktische Sachkundeprüfung).


Die theoretische Sachkunde(prüfung) umfasst die erforderlichen Kenntnisse über




	die Anforderungen an die Hundehaltung unter Berücksichtigung des Tierschutzrechts,


	das Sozialverhalten von Hunden und rassespezifische Eigenschaften von Hunden,


	das Erkennen und Beurteilen von Gefahrensituationen mit Hunden,


	das Erziehen und Ausbilden von Hunden und


	Rechtsvorschriften für den Umgang mit Hunden.210






Die praktische Sachkunde(prüfung) betrifft die Anwendung der genannten Kenntnisse im Umgang mit einem Hund.211


Für das Führen eines Hundes, dessen Halter man nicht ist, ist grundsätzlich kein Sachkundenachweis erforderlich (Einzelheiten unten).


bb) Gefährlicher Hund


Ein spezieller Sachkundenachweis ist für jeden erforderlich, der einen Hund, dessen Gefährlichkeit behördlich festgestellt worden ist, führen möchte. Hier muss eine praktische Sachkundeprüfung mit dem gefährlichen Hund erfolgreich abgelegt werden.212


b) Tierschutzgesetz


Auch das Tierschutzgesetz verwendet den Begriff der Sachkunde an mehreren Stellen.213 So darf ein Wirbeltier beispielsweise nur töten, wer die dazu notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten hat (Tierärzte) und Personen, die berufs- oder gewerbsmäßig regelmäßig Wirbeltiere zum Zweck des Tötens betäuben oder töten, müssen einen Sachkundenachweis erbringen.214


Ein Unterschied zum oben genannten Sachkundeerfordernis aufgrund des Niedersächsischen Hundegesetzes besteht darin, dass die nach dem Tierschutzgesetz erforderliche Sachkunde (ausschließlich) dem Tierschutz, hier also konkret dem Schutz des Hundes dient.


Für Halter sind insoweit insbesondere zwei Aspekte relevant (siehe im Einzelnen unten):




	wer einen Hund hält (oder betreut oder betreuen muss), muss über die für eine angemessene Ernährung, Pflege und verhaltensgerechte Unterbringung des Hundes erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen215,


	zum anderen kann die zuständige Behörde in bestimmten Fällen tierschutzwidriger Haltung die Haltung davon abhängig machen, dass der Halter einen Sachkundenachweis erbringt216.





6. Gefährlicher Hund


Der (rechtliche) Normalfall ist der ungefährliche, gewöhnliche bzw. „herkömmliche“ Hund.217 Auch der Halter eines ungefährlichen Hundes ist beim Führen des Hundes in der Öffentlichkeit aber mitunter eingeschränkt, weil auch für seinen Hund Leinenpflicht bestehen kann (s.u.).


Hunde lassen sich hinsichtlich ihrer Gefährlichkeit unterscheiden in:




	ungefährliche Hunde


	gefährliche Hunde, deren Gefährlichkeit behördlich festgestellt ist (festgestellt / erkannt / formell gefährliche Hunde)218



	gefährliche Hunde, deren Gefährlichkeit (noch) nicht behördlich festgestellt ist (faktisch / unerkannt / materiell gefährliche Hunde)219.





Die Hunde der zweiten Kategorie bilden die gefährlichen Hunde im Sinne des Nds. Hundegesetzes. Sie dürfen grundsätzlich nur mit Erlaubnis gehalten und müssen angeleint werden und von der Gefährlichkeitsfeststellung bis zur Erlaubniserteilung (gegebenenfalls noch darüber hinaus) einen Maulkorb tragen (Einzelheiten unten).


Zu Hunden der dritten Kategorie gehören insbesondere im Einzelfall gefährliche Hunde, ohne dass die Behörde die Gefährlichkeit bisher festgestellt hat. Hierzu können zudem Hunde gezählt werden, die allein aufgrund ihrer Rasse als gefährlich gelten (Rasseliste). Im Nds. Hundegesetz gibt es keine solche Rasseliste. Es gibt sie aber in Bezug auf bestimmte einzelne Verhaltensweisen bzw. Situationen, z.B. wenn es um das Verbringen von „Kampfhunden“ nach Deutschland geht oder um die Besteuerung solcher Hunde (siehe im Folgenden).


a) Festgestellt gefährlicher Hund


Nach dem Niedersächsischen Hundegesetz ist ein gefährlicher Hund (Gefahrhund) ein Hund, der eine gesteigerte Aggressivität aufweist (bzw. bei zumindest hierauf bestehendem Verdacht). Der Hund gilt nach dem Nds. Hundegesetz aber erst als gefährlich bzw. erst dann gelten die Vorschriften für gefährliche Hunde, wenn die Fachbehörde festgestellt hat, dass der Hund gefährlich ist („§ 7 NHundG-Hund“).


Ein Hund kann insbesondere gesteigert aggressiv sein, wenn er220:




	Menschen oder Tiere gebissen oder sonst eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust oder Schärfe gezeigt hat oder


	auf Angriffslust, über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft oder Schärfe oder auf ein anderes in der Wirkung gleichstehendes Merkmal gezüchtet, ausgebildet oder abgerichtet ist.





Sogar der Halter eines Hundes, dessen Gefährlichkeit rechtswidrigerweise festgestellt worden ist, muss den daraus resultierenden Leinenzwang (und Maulkorbzwang) zunächst beachten (es sei denn, die behördliche Feststellung ist nicht nur rechtswidrig, sondern ausnahmsweise nichtig oder der Halter geht erfolgreich gerichtlich gegen die Feststellung vor).


b) Gefährlicher Hund ohne Gefährlichkeitsfeststellung


Es gibt aber auch Hunde, die eine Gefahr für Mensch oder Tier darstellen, ohne dass eine Behörde dies bereits festgestellt hat. Dass die Gefährlichkeit noch nicht festgestellt worden ist, kann insbesondere folgende Gründe haben: die Behörde




	
hat noch keine Kenntnis von der Gefährlichkeit des Hundes (Gefährlichkeit dem Halter bekannt, der Behörde unbekannt), z.B. Hunde, die schon Menschen gebissen haben, ohne dass dies öffentlich geworden ist


	befindet sich gerade im Verfahren der Prüfung der Gefährlichkeit des Hundes (bevorstehende Gefährlichkeitsfeststellung).





Ist ein Hund bekanntermaßen bissig (faktisch gefährlicher Hund), sind die Sorgfaltsanforderungen an seine Beaufsichtigung erheblich erhöht.221 So dürfen Halter einen solchen Hund nicht sich frei umherbewegen lassen222, müssen den Hund also grundsätzlich anleinen oder ihm einen Maulkorb anlegen und der Halter muss dafür sorgen, dass das Grundstück, auf dem der Hund gehalten wird, ausbruchsicher ist (s.u.).


c) Gefährlicher Hund nach dem Hundeverbringungs- und -einfuhrbeschränkungsgesetz


Das Hundeverbringungs- und -einfuhrbeschränkungsgesetz bestimmt, dass Hunde der Rassen Pitbull-Terrier, American Staffordshire-Terrier, Staffordshire-Bullterrier, Bullterrier und deren Kreuzungen (sowie nach Landesrecht bestimmte Hunde – in Niedersachsen nicht relevant) gefährliche Hunde im Sinne dieses Gesetzes sind.223


Kreuzungen in diesem Sinne (und im Sinne von Hundesteuersatzungen) sind Hunde, bei denen das Erscheinungsbild (Phänotyp) – insbesondere Größe und Gewicht – mindestens einer der genannten Rassen deutlich hervortritt (unabhängig davon, ob die „Einkreuzung“ vom Menschen gewollt war und in welcher Generation der Hund von dieser Rasse abstammt).224


Dass diese Hunde als gefährlich gelten, hat zur Folge, dass Hunde dieser Rassen nicht nach Deutschland gebracht werden dürfen (im Einzelnen unten).225


d) Gefährlicher Hund nach Sicherheitsverordnungen


Mitunter verwenden auch kommunale Verordnungen über das Halten von Hunden (spezielle Verordnungen nur zu Hunden) bzw. Verordnungen über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (allgemeine Verordnungen mit einzelnen Vorschriften zu Hunden) den Begriff des gefährlichen (oder bissigen) Hundes. Sie umschreiben dann gegebenenfalls auch, wann ein Hund ein gefährlicher Hund ist, z.B. wenn er bereits Menschen oder Tiere gebissen hat.226


Aus der Einstufung als gefährlicher Hund folgt dann nach derartigen Verordnungen in der Regel ein grundsätzlicher Leinen- und Maulkorbzwang für diese Hunde.227


Solche kommunalen Regelungen werfen Fragen hinsichtlich ihrer Rechtmäßigkeit auf (im Einzelnen unten), wenn




	sie geringere Voraussetzungen für die Annahme der Gefährlichkeit eines Hundes aufstellen als das Nds. Hundegesetz (bzw. Ordnungswidrigkeitengesetz)


	der Maulkorbzwang auch für die Zeit nach Erteilung einer Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes gelten soll (denn nach dem Nds. Hundegesetz gilt ein gesetzlicher Maulkorbzwang ab Feststellung der Gefährlichkeit des Hundes nur bis zur Erlaubniserteilung)


	
für einen Verstoß gegen diesen Leinen- oder Maulkorbzwang eine Geldbuße bis zu 5.000 € angedroht wird (denn das freie Umherbewegenlassen eines gefährlichen Hundes ist bereits nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz ordnungswidrig, kann nach diesem aber nur mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € geahndet werden)228.





e) Gefährlicher Hund nach Hundesteuersatzungen


Der Begriff des gefährlichen Hundes ist auch für die Hundesteuer relevant, weil diese Hunde in der Regel einer erhöhten Steuer unterliegen. Gefährliche Hunde im Sinne kommunaler Hundesteuersatzungen sind dann mitunter neben Hunden, die sich im Einzelfall konkret als gefährlich erwiesen haben, Hunde bestimmter Rassen, z.B. in Hannover Hunde der Rassen Pitbull-Terrier, American Staffordshire-Terrier, Staffordshire-Bullterrier, Bullterrier und deren Kreuzungen229 (also Hunde der Rassen, die auch nicht nach Deutschland gebracht werden dürfen). Insoweit gibt es also – zulässigerweise230 – auch in Niedersachsen „Rasselisten“.


f) Kampfhund


Unter Kampfhunden werden – soweit der Begriff in Vorschriften, Rechtsprechung und Literatur verwendet bzw. gutgeheißen wird – (gelistete) Hunde bestimmter Rassen (sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden) verstanden, die abstrakt (potenziell) als gefährlich angesehen werden.231


Hierzu werden insbesondere Pitbull-Terrier, American Staffordshire-Terrier, Staffordshire-Bullterrier und Bullterrier gezählt (die Rassen, die nicht nach Deutschland eingeführt werden dürfen), mitunter weitere Rassen wie Dogo Argentino oder Tosa Inu.


Als Gegenpol und Kritik an diesem abstrakten Verständnis des Begriffs des Kampfhundes werden Kampfhunde mitunter neutral umschrieben als Hunde, die – unabhängig von ihrer Rasse – kein normales Sozialverhalten haben.232 Eine positive Umschreibung ist der Ausdruck „Kampfschmuser“, der sich im Internet (z.B. in Foren) findet.


Ursprünglich wurden (und werden) unter Kampfhunden Hunde verstanden, die nach menschlichem Willen gegen andere Tiere kämpften bzw. zum Kämpfen gezüchtet oder ausgebildet wurden233 bzw. die sich im konkreten Fall als gefährlich erwiesen haben234. Die traditionellen Gebrauchshunderassen wie Rottweiler, Dobermann oder Deutscher Schäferhund werden vielfach nicht zu den Kampfhunden gezählt (trotz vergleichbarer Kampfkraft)235, mitunter aber auch diese236.


„Kampfhund“ ist kein feststehender Ausdruck des Nds. Hunderechts. Gesetze (Nds. Hundegesetz, Hundeverbringungs- und -einfuhrbeschränkungsgesetz etc.) verwenden ihn nicht. Anders als früher237 wird der Begriff des Kampfhundes – soweit ersichtlich – heute auch in den meisten kommunalen Regelungen (Gefahrenabwehrverordnungen und Hundesteuersatzungen) nicht mehr verwandt.238 Hier ist nur von gefährlichen Hunden die Rede.


Relevant ist der Begriff des Kampfhundes aber auch in Niedersachsen, soweit er in Rechtsprechung und Literatur verwandt wird, wie dies z.B. im Mietrecht zur Frage der Fall ist, ob „Kampfhunde“ in Mietwohnungen gehalten werden dürfen (hierzu unten).239 Insoweit kann man davon sprechen, dass „Kampfhund“ in Niedersachsen ein juristischer Begriff ist.


Rein sprachlich könnte man zudem auch in Niedersachsen „unnatürlich kampfbereite“ Hunde als Kampfhunde bezeichnen, weil das Nds. Hundegesetz unnatürliche „Kampfbereitschaft“ eines Hundes als wesentliches Merkmal von gesteigerter Aggressivität und damit von Gefährlichkeit nennt.240 Aus dieser begrifflichen Einordnung als Kampfhund würden sich aber keine rechtlichen Schlüsse ergeben. Diese folgen vielmehr aus den Vorschriften, die gefährliche Hunde betreffen (mangels Vorschriften zu „Kampfhunden“).


Die Begriffe „gefährlicher Hund“ und „Kampfhund“ sind nach Nds. Recht nicht dasselbe (keine Synonyme). Ein Kampfhund kann, muss aber nicht ein gefährlicher Hund nach dem Nds. Hundegesetz sein; ebenso wie ein Hund im rechtlichen Sinne gefährlich sein kann, ohne ein sogenannter Kampfhund (manchmal „SOKA“ genannt) zu sein.


In anderen Bundesländern wird der Begriff „Kampfhund“ in Rechtsvorschriften ausdrücklich verwendet. So werden in Bayern Kampfhunde als Hunde umschrieben, bei denen auf Grund rassespezifischer Merkmale, Zucht oder Ausbildung von einer gesteigerten Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren auszugehen ist.241


In diesem Buch wird der Begriff „Kampfhund“ im Sinne „sogenannter Kampfhund“ verwandt, weil er in öffentlichen Diskussionen ein fester Ausdruck ist und wohl auch überwiegend einheitlich im Sinne bestimmter Rassen gebraucht und verstanden wird. Soweit hier von Kampfhunden die Rede ist, sind damit grundsätzlich Hunde der Rassen Pitbull-Terrier, American Staffordshire-Terrier, Staffordshire-Bullterrier, Bullterrier sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden gemeint. Der Begriff „Kampfhund“ wird hier wertneutral im Sinne von Listenhund (gelisteter Hund) verwendet.


g) Bissiger Hund


Der bissige (zum Beißen neigende) Hund ist das Paradebeispiel eines gefährlichen Hundes. Kommunale Verordnungen sehen mitunter spezielle Regelungen für bissige Hunde vor (Leinen- und Maulkorbzwang).


h) Bösartiger Hund


Der Ausdruck „bösartiger Hund“ kommt, soweit ersichtlich, in Rechtsvorschriften ausdrücklich nur in einer Unfallverhütungsvorschrift speziell für Wach- und Sicherungsdienste vor.242 Im Ordnungswidrigkeitenrecht wird aber – und dies ist für den „normalen“ Halter weitaus wichtiger – der Begriff „bösartiges Tier“ verwandt.243


Die Folgen einer Einstufung als bösartiger Hund bzw. bösartiges Tier sind insbesondere, dass der Halter von sich aus die nötigen Vorsichtsmaßnahmen treffen muss (z.B. den Hund anleinen) und ein Verstoß hiergegen eine Ordnungswidrigkeit ist (Geldbuße bis zu 1.000 €).244


Bösartig ist ein Tier, wenn die Gefahr besteht, dass es Menschen „Böses“ an Leib, Leben oder Eigentum antut.245 Eine menschenfeindliche Absicht des Tieres ist allerdings nicht erforderlich. Schädliche Neigungen reichen aus.246 Ein bösartiger Hund ist also ein für Menschen (oder Tiere) gefährlicher Hund.247


„Bösartig“ sind insbesondere248:




	bissige Hunde (Hunde, die Mensch oder Tier anfallen) und sonst


	„schädliche“ Hunde (gutartige Hunde, die Schaden anrichten, ohne dies zu wollen, z.B. ein großer Hund, der aus (Spiel-)Freude Menschen anspringt, die deshalb stürzen)249,





wohl nicht dagegen Hunde, die




	auf Grund ihrer natürlichen Eigenart Wild nachstellen


	dazu neigen, sich loszureißen und auf die Straße zu laufen250.





Zu „Kampfhunden“ wird mitunter die Auffassung vertreten, ihre Bösartigkeit sei allgemein bekannt.251 Dies hätte zur Folge, dass sämtliche Kampfhunde in der Öffentlichkeit immer angeleint werden oder einen Maulkorb tragen müssten, obwohl der Gesetzgeber im Nds. Hundegesetz keine Rasseliste mit Hunden aufstellt, die allein aufgrund ihrer Rasse als gefährlich gelten. Daher kann diese Auffassung in Niedersachsen jedenfalls in dieser Allgemeinheit wohl nicht gelten.


i) Großer Hund


Als groß werden (schon) Hunde angesehen, die eine Widerristhöhe (Schulterhöhe) von 40 cm oder ein Gewicht von 20 kg haben (sog. 40 /20-Hund). Mitunter gelten für sie in anderen Bundesländern spezielle Regelungen.252 „Großer Hund“ ist in Niedersachsen grundsätzlich kein feststehender Begriff.


In gefahrenabwehrrechtlichen Vorschriften wird nicht nach verschiedenen Größen von Hunden unterschieden, sondern nach Gefährlichkeit im Einzelfall, wobei ein großer Hund im Falle aggressiven Verhaltens tendenziell gefährlicher werden kann als ein kleiner bzw. durch Beißen größeren Schaden anrichten kann253. Die Größe des Hundes kann aber auch gefahrenabwehrrechtlich relevant sein. So muss der Halter verhindern, dass sein Hund Menschen anspringt, gleichgültig ob dies aus Aggressivität oder Spielfreude geschieht. Besonders Kinder können gerade durch – auch an sich harmlose – große Hunde besonders gefährdet werden.254 Kleine Hunde können insbesondere kleinen Kindern gefährlich werden, denen sie auf Augenhöhe begegnen oder Menschen, die sich zu ihnen hinunterbeugen.


Relevant ist die Größe eines Hundes auch im Tierschutzrecht, wo bei einer Zwingerhaltung die Bodenfläche, die einem Hund zur Verfügung stehen muss, von seiner Widerristhöhe abhängt.255


7. Leinenzwang


Die Begriffe Leinenzwang256, Leinenpflicht, Anleinpflicht und Anleingebot sind Synonyme; sie bedeuten grundsätzlich dasselbe, nämlich dass ein Hund angeleint werden muss.


Im Folgenden wird beschrieben, an welchen Orten Leinenpflicht besteht. Ist einer dieser Fälle nicht einschlägig, folgt daraus noch nicht, dass keine Leinenpflicht besteht; so gilt z.B. im Monat August grundsätzlich keine Leinenpflicht in der freien Landschaft, gleichwohl kann sich eine ganzjährige Leinenpflicht aus der Gefährlichkeit des Hundes ergeben. Umgekehrt kann es auch sein, dass eine Leinenpflicht aufgrund mehrerer Vorschriften besteht, etwa im Monat Mai in der freien Landschaft und deshalb, weil die Gefährlichkeit des Hundes festgestellt worden ist.


Verstöße gegen diese Leinenpflicht(en) sind Ordnungswidrigkeiten. Verletzt eine Handlung mehrere Gesetze – wie in dem Beispiel eben –, wird nur eine Geldbuße festgesetzt, deren Höhe sich nach der Vorschrift bestimmt, die die höhere Geldbuße androht.257 Dies ist im Beispiel des Führens eines gefährlichen Hundes ohne Leine in der freien Landschaft im Monat Mai das Nds. Hundegesetz. Dieses droht eine Geldbuße von 10.000 € an, während das rechtswidrige „leinenlose“ Führen eines Hundes in der freien Landschaft „nur“ mit bis zu 5.000 € geahndet werden kann.258


a) Rechtsgrundlage


Ein Leinenzwang ergibt sich – direkt oder indirekt, ausdrücklich oder durch Auslegung – aus einer Rechtsnorm (Gesetz, Verordnung oder Satzung) oder einer behördlichen Anordnung im Einzelfall.


Folgende Formulierungen in Rechtsvorschriften bedeuten Leinenzwang:


Der Hund




	muss angeleint oder muss an der Leine geführt werden259



	ist anzuleinen260



	darf nicht frei laufen gelassen werden261



	darf sich nicht frei umherbewegen können (der Halter darf den Hund nicht sich frei umherbewegen lassen)262.





aa) Gesetz


aaa) Alle Hunde


In einigen Fällen ergibt sich ein Leinenzwang unmittelbar aus Gesetz, z.B. für alle Hunde in der freien Landschaft vom 1.4.-15.7. nach dem Nds. Wald- und Landschaftsgesetz.263


Das Nds. Hundegesetz enthält keinen Leinenzwang für alle Hunde bzw. keine Auflistung mit Orten, an denen für alle Hunde Leinenzwang besteht (anders z.B. in NRW für Fußgängerzonen264). Solche Auflistungen enthalten aber oft kommunale Verordnungen (s.u.).


Ein (mittelbarer, indirekter) Leinenzwang kann sich aber auch nach dem Nds. Hundegesetz aus der allgemeinen Pflicht ergeben, Hunde so zu führen, dass von ihnen keine Gefahren ausgehen265, etwa um zu verhindern, dass der Hund auf die Straße läuft.


Ein Leinenzwang kann sich nämlich auch daraus ergeben, dass der Halter bestimmte andere Pflichten nur einhalten kann, wenn er seinen Hund anleint (Menschen oder Tiere könnten sonst Schaden nehmen), mit anderen Worten, er würde andere Pflichten verletzen, wenn er seinen Hund unangeleint laufen ließe, z.B. kann eine Leinenpflicht für einen bissigen Hund bestehen, ohne dass die Behörde die Gefährlichkeit dieses Hundes festgestellt hat (mit der Feststellung besteht Leinenzwang kraft Gesetzes) oder ein Leinenzwang besteht in der freien Landschaft (unabhängig von einer Schonzeit), weil der Hund bekanntermaßen wildern würde und der Halter ihn nicht kontrollieren könnte, würde er ihn unangeleint laufen lassen266.


bbb) Gefährliche Hunde


Aus dem Nds. Hundegesetz ergibt sich ein ausdrücklicher Leinenzwang nur für Hunde, deren Gefährlichkeit behördlich festgestellt ist.267


Für gefährliche Hunde, deren Gefährlichkeit noch nicht behördlich festgestellt ist, kann sich ein Leinenzwang aus dem Nds. Hundegesetz daraus ergeben, dass Hunde so geführt werden müssen, dass von ihnen keine Gefahren ausgehen.268


Schließlich kann ein Leinenzwang daraus folgen, dass ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ein bösartiges Tier sich frei umherbewegen lässt (Einzelheiten unten).269


ccc) Läufige Hündinnen


Einen gesetzlichen Leinenzwang für läufige Hündinnen gibt es in Niedersachsen nicht (anders z.B. in Bremen)270. Ob eine läufige Hündin angeleint war, ist aber relevant, wenn Schäden entstehen, weil sich Rüden von der Hündin angezogen fühlen (s.u.).


bb) Verordnungen und Satzungen


Kommunale Regelungen – Verordnungen und Satzungen – bestimmen mitunter Leinenzwang für




	alle Hunde an bestimmten Orten und


	gefährliche Hunde an allen Orten.





In Hannover beispielsweise besteht aufgrund einer Verordnung an verschiedenen Orten Leinenzwang (als Mindestvoraussetzung – nach anderen, weitergehenden Regelungen kann die Mitnahme eines Hundes dorthin auch gänzlich verboten sein):




	im Stadtbezirk Mitte (Stadtteile Mitte, Oststadt, Zoo und Calenberger Neustadt)


	in Fußgängerzonen und Einkaufszentren


	50 m um Kindertagesstätten und Schulen sowie auf Kinderspielplätzen, Bolzplätzen und Spielparks


	auf Friedhöfen und Gedenkplätzen


	in Park- und Grünanlagen einschließlich der Straßen, Wege und Plätze innerhalb dieser Anlagen sowie auf Grünflächen und Anpflanzungen


	in den Wäldern, die Schongebiete sind, und in den Eilenriede-Bereichen zwischen Fritz-Behrens-Allee, Bernadotte-Allee und Hohenzollernstraße


	an Gewässern.271






Auch Satzungen können Regelungen zum Leinenzwang – oder auch ein Hundeverbot – enthalten, z.B. Markt- oder Spielplatzsatzungen.


cc) Behördliche Anordnung


Auch die Behörden können im Einzelfall Leinenzwang anordnen.


Die Gemeinde kann Haltern, insbesondere wenn sie




	wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat zu einer Geldstrafe von mehr als 60 Tagessätzen oder zu einer Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung fünf Jahre noch nicht verstrichen sind,


	geschäftsunfähig sind,


	aufgrund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung betreut werden,


	von Alkohol oder Betäubungsmitteln abhängig sind,


	wiederholt oder gröblich gegen Vorschriften des Nds. Hundegesetzes verstoßen haben oder


	aufgrund geringer körperlicher Kräfte den Hund nicht sicher führen können,





aufgeben, den Hund außerhalb ausbruchsicherer Grundstücke anzuleinen, mit einem Maulkorb zu versehen oder das Halten des Hundes untersagen (hierin kommt jedenfalls insoweit eine Rangfolge der Maßnahmen zum Ausdruck, als dass wegen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes vor einer Haltungsuntersagung oftmals erst Leinen- oder Maulkorbzwang angeordnet werden muss).272


Schädigende bzw. gefährdende Verhaltensweisen des Hundes (die der Halter zulässt bzw. nicht abstellt) können genügen, z.B. ungestümes Zurennen auf Mensch oder Tier.273 Auch bei kleinen Hunden wie Yorkshire-Terriern, von denen normalerweise keine körperliche Gefahr ausgeht und die „nur Kläffer sind“, ist Leinenzwang denkbar, weil sie zumindest kleine Kinder zu Fall bringen oder zu Angst- oder Fluchtreaktionen veranlassen können.274


Für die Anordnung von Leinenzwang muss ein Hund also nicht unbedingt bereits durch aggressives Verhalten, das eine Gefährlichkeitsfeststellung rechtfertigt, aufgefallen sein.275 Ist der Hund schon durch (erhöhte) Aggressivität aufgefallen, sieht das Nds. Hundegesetz hierfür primär die Feststellung der Gefährlichkeit vor, die zu gesetzlichem Leinen- und Maulkorbzwang bis zur Erteilung der Erlaubnis zum Halten des Hundes führt (Einzelheiten unten).


Leinenzwang dürfte auch angeordnet werden können, wenn ein tauber Hund frei laufen gelassen wird, aber nicht zuverlässig auf Kommandos in Form von Gesten oder Zeichen reagiert.


Die Behörde muss prüfen, ob sie bestimmte Bereiche/Orte – etwa unbewohnte Gebiete, die freie Landschaft – vom Leinenzwang ausnehmen kann bzw. sie darf Leinenzwang nur soweit anordnen, wie er erforderlich ist (Verhältnismäßigkeitsgrundsatz).276


Zulässig – und unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten ein milderes Mittel gegenüber ständigem Leinenzwang – kann es auch sein, Leinenzwang im Umkreis einer bestimmten Entfernung (Angabe in Metern) von im Bescheid genannten Orten anzuordnen, die dem Halter bekannt oder für ihn zumindest bestimmbar sind.


Gleiches dürfte für die Anordnung gelten, den Hund bei (vor) ungewolltem Kontakt mit anderen Hunden oder Menschen – oder speziell Kindern277 – anzuleinen.278


Der Anordnung von Leinenzwang steht es – wenn die Voraussetzungen hierfür im Übrigen vorliegen – grundsätzlich nicht entgegen, dass der Halter seinen Hund bisher schon freiwillig anleint (Selbstverpflichtung).279


b) Zweck


Leinenpflicht dient dazu, Gefahren zu vermeiden oder zumindest zu mindern, die in bestimmten konfliktträchtigen Situationen bestehen, wenn sich Hunde und Menschen oder Tiere begegnen.280 Selbstverständlich darf ein Halter seinen Hund beim Spazierengehen auch anleinen, wenn kein Leinenzwang besteht (ein Hund sollte sich allerdings zeitweise auch ohne Leine bewegen dürfen).


c) Länge und Beschaffenheit der Leine


Wie lang eine Leine sein darf, ist nicht immer ausdrücklich bestimmt, z.B. nicht im Nds. Hundegesetz, in dem es nur heißt, dass ein Hund, dessen Gefährlichkeit festgestellt worden ist, anzuleinen ist. Rein begrifflich wäre dem auch entsprochen, wenn der Hund an einer 15 m langen Schleppleine angeleint ist. Das wäre aber natürlich kein wirksamer Schutz dagegen, dass der Hund Passanten beißt. Anleinen würde so ad absurdum geführt.


Sofern Leinenpflicht besteht, darf die Leine nur soviel Spiel haben, dass von dem Hund keine Gefahr ausgeht. Grundsätzlich darf sie höchstens 2 m lang sein.281


In kommunalen Verordnungen wird mitunter auch noch eine kürzere Leine vorgeschrieben, etwa eine Leinenlänge von maximal 1,50 m in Hannover.282


Schleppleinen sind daher bei Leinenzwang grundsätzlich unzulässig.


Als Richtwerte bzw. Vorsichtsmaßnahme lässt sich zur maximal zulässigen Leinenlänge festhalten:




	Grundsatz: 2 m


	kommunale Verordnung: 1,50 m


	erhöhter Kontakt mit Menschen: 1 m


	
Menschenansammlung (sofern Mitnahme des Hundes zulässig): 0,5 m


	äußerst beengte Situation (z.B. Fahrstuhl): ganz kurze Leine bzw. Hund am Halsband festhalten.





Leine und Halsband müssen reißfest sein.283 Ob dies der Fall ist, hängt auch von der Rasse ab: eine Leine für einen Dackel muss nicht dieselben Belastungen aushalten wie für einen Rottweiler.284 Die Leine muss sicher am Halsband bzw. Geschirr am Hund befestigt sein, sodass der Hund nicht „hinausschlüpfen“ kann (schlupfsicheres Halsband).285


d) Art und Weise des Anleinens


aa) Zeitpunkt


Besteht an einem Ort oder in einem Gebiet Leinenzwang, muss der Hund bereits angeleint werden, (kurz) bevor dieser Ort oder dieses Gebiet betreten wird, z.B. vor Erreichen eines Parks, in dem Leinenzwang besteht oder schon in der Mietwohnung, wenn im Treppenhaus bereits Leinenzwang gilt.286 Denn ein Anleinen des Hundes erst dort, wo bereits Leinenzwang besteht, wäre zu spät.


bb) Zufußgehen


Beim Zufußgehen kann der Hundeführer die Leine insbesondere in einer Hand halten oder um die Hüfte binden287.


cc) Fernhaltepflicht


Zusätzlich zum Anleinen kann die Pflicht bestehen, dafür zu sorgen, dass der Hund nicht in die Reichweite anderer Menschen kommt. Dies hängt insbesondere vom Zweck des Leinenzwangs ab: ob er zumindest auch den Schutz von Menschen bezweckt (so bei gefährlichen Hunden, s.u.) oder „nur“ den Schutz von Tieren, z.B. in der Brut-, Setz- und Aufzuchtzeit. Im letzten Fall folgt aus der tierschützenden Leinenpflicht nicht unmittelbar auch eine „Fernhaltepflicht“ des Hundes gegenüber Menschen. Eine solche kann sich aber aus einem Belästigungsverbot ergeben (s.u.).


dd) Anbinden an einen Gegenstand


Ob einem Leinenzwang durch An- bzw. Festbinden des Hundes an einen Gegenstand oder z.B. einen Baum entsprochen wird, dürfte von den Umständen abhängen. Vom Begriff her können „An- und Festbinden“ als Synonyme oder Unterfälle von „Anleinen“ verstanden werden288 und damit grundsätzlich einem Leinenzwang genügen.


Ein Hund sollte draußen nur angebunden werden, wenn




	der Hundehalter (Hundeführer) seinen Hund durch das Fenster sehen kann oder


	eine andere geeignete Person auf den Hund aufpasst bzw. einen Blick auf ihn hat.289 Einem Anbinden kann aber entgegenstehen:





aaa) Tierschutz


Das Anbinden von Hunden vor Geschäften etc. (teilweise gibt es spezielle „Hunde-Parkplätze“) ist rechtswidrig, wenn es beim Hund zu Schmerzen, Leiden oder Schäden führt.290 Leiden können z.B. gegeben sein bei langer Dauer des Anbindens (etwa über eine Stunde) und/oder bei sehr hohen oder niedrigen Temperaturen.


Zudem sollte bedacht werden, dass wohl noch immer Tiere gestohlen werden, um sie für Tierversuche (im Ausland) zu nutzen. Nicht ausgeschlossen werden kann auch, dass jemand dem Hund vergiftetes Futter gibt oder zumindest solches, das der Hund nicht verträgt.


Das Anbinden ist dagegen nicht deshalb rechtswidrig, weil der Halter für andere eine Gelegenheit schafft, sein Eigentum weg- und mitzunehmen (zu stehlen bzw. zu unterschlagen). Denn man darf sein Eigentum grundsätzlich der Gefahr aussetzen, gestohlen zu werden. Hunde sind allerdings nicht normales, sondern schützenswertes Eigentum (s.o.).


bbb) Lärmbelästigung


Durch das Anbinden des Hundes kann es – besonders wenn mehrere Hunde angebunden werden – zu unzulässiger Lärmbelästigung der Nachbarschaft durch Bellen kommen.291


ccc) Gefährlicher Hund


Unzulässig dürfte Anbinden sein, wenn es sich um einen gefährlichen Hund handelt, der während des Anbindens unbeaufsichtigt wäre.292 Denn es besteht die Gefahr, dass sich andere Personen, insbesondere Kinder, dem Hund nähern und gebissen werden, ohne dass der Hundehalter (Hundeführer) eingreifen bzw. dies verhindern könnte oder dass ein fremder Passant den Hund ableint, sodass er sich frei bewegen und Menschen oder Tiere beißen kann.


8. Maulkorbzwang


Auf Passanten wirkt ein Hund mit Maulkorb ([Anti-]Beißkorb) wohl häufig bedrohlicher als ein nur angeleinter Hund, besonders wenn es sich um einen Metallgitterkorb handelt, der „martialisch“ wirken kann. Denn dass ein Hund einen Maulkorb trägt, wird meist als „Gefährlichkeitsbeweis“ gedeutet, während ein angeleinter Hund nicht unbedingt einen gefährlichen Eindruck macht, weil das Anleinen auch auf anderen Gründen als auf Gefährlichkeit beruhen kann (z.B. Leinenzwang für alle Hunde in der allgemeinen Brut-, Setz- und Aufzuchtzeit) oder das Anleinen eine freiwillige Vorsichtsmaßnahme des Halters ist (was allerdings auch beim Maulkorb möglich ist).


Von daher kann ein Maulkorb nicht nur für den Hund eine Belastung/Beeinträchtigung sein (unmittelbar), sondern wegen der Wirkung eines Maulkorbs in der Öffentlichkeit auch für den Hundeführer (mittelbar).


a) Begriff


Maulkorb ist ein Gegenstand, der Hunden vor das Maul gebunden wird, den Einsatz des Mauls einschränkt, Beißen und damit Gefahren für andere Hunde (oder andere Tiere), Menschen (oder Wertsachen) verhindern soll.293


b) Voraussetzungen


Einem Hund muss im Allgemeinen ein Maulkorb angelegt werden, wenn es die Situation erfordert, um Gefahren für Mensch und Tier zu vermeiden294, genauer: wenn dies die einzige Möglichkeit ist, zu verhindern, dass von dem Hund Gefahren ausgehen bzw. Anleinen allein nicht ausreicht.295


Maulkorbzwang ist insbesondere für gefährliche (bissige) Hunde relevant. Verschiedene Vorschriften sehen ausdrücklich vor, dass ein gefährlicher Hund „einen Beißkorb zu tragen hat“ oder „mit einem Beißkorb zu versehen ist“.296 Der Beiß- bzw. Maulkorb muss Beißen sicher verhindern.297


Maulkorbzwang setzt aber nicht zwingend voraus, dass der Hund gefährlich ist. Denkbar ist Maulkorbzwang (aufgrund behördlicher Anordnung) auch bei anderen (bisher unauffälligen) Hunden. Dies betrifft insbesondere folgende Fälle:




	es handelt sich um einen „Kampfhund“ oder großen Hund und der Hund kommt Menschen trotz Leine nahe, etwa in beengten Treppenhäusern oder Räumen (s.u.)


	der Hund belästigt Menschen298



	der Halter ist nicht (mehr) zuverlässig bzw. geeignet zum Halten von Hunden299.





c) Vereinbarkeit mit Tierschutzrecht


Auf der anderen Seite müssen die tierschutzrechtlichen Anforderungen (kein Zufügen von Schmerzen ohne vernünftigen Grund, Einschränken der artgemäßen Bewegung nur ohne Schmerzen) beachtet werden.300 Denn ein Maulkorb ist für den Hund eine (schwere) Belastung, weil er Mimik, Schnüffeln, Hecheln sowie die artgemäße Kommunikation mit Artgenossen behindert.301


d) Arten von Maulkörben


Es gibt




	Nylonmaulkörbe (für den Hund gegebenenfalls gefährliche Maulkörbe),


	Schlaufenmaulkörbe, Halti, Kopfhalfter302 (für einen Schutz vor dem Hund im Einzelfall wirkungslose und daher gegebenenfalls ungeeignete Maulkörbe) sowie


	Metallgittermaulkörbe (Maulkörbe, die zwar geeignet sind, die allerdings beim Schnüffeln des Hundes an Autos etc. zu Lackkratzern bzw. anderen Schäden führen können).303






9. Gemeinde und Fachbehörde


Verschiedene Kommunen und Behörden teilen sich die Aufgaben der Überwachung von Hundehaltungen, insbesondere abhängig davon, ob es um den Schutz von Mensch und Tier vor Hunden (Gefahrenabwehr) oder um den Schutz des Hundes selbst (Tierschutz) geht. Und je nachdem, wie schnell gehandelt werden muss, handelt die Verwaltungsbehörde oder Polizei, z.B. indem diese im Rahmen einer „Streife“ einen sofortigen Leinenzwang für einen freilaufenden, aber erkennbar bissigen Hund anordnet (Eilzuständigkeit).304


Für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften des Nds. Hundegesetzes sind zuständig:




	(Samt-)Gemeinden (Städte einschließlich der Landeshauptstadt Hannover)


	Landkreise


	
Region Hannover.305






Welche dieser Kommunen für den einzelnen Halter bzw. für Maßnahmen (örtlich) zuständig ist, hängt zum einen davon ab, welche Regelung des Hundegesetzes überwacht werden soll bzw. betroffen ist und zum anderen davon, in welcher Kommune der Halter seinen Wohnsitz hat und den Hund hält (Haltungsort) oder in welcher Kommune der Hund geführt wird (sich aufhält).306


Gemeinden und Fachbehörden erfüllen ihre Aufgaben nach dem Nds. Hundegesetz im übertragenen Wirkungskreis (Auftragsangelegenheiten). Sie unterliegen daher der Fachaufsicht, die sich auf Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Aufgabenwahrnehmung durch die Kommunen bezieht.307


Fachaufsichtsbehörden sind:




	Nds. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz gegenüber den Landkreisen, kreisfreien Städten, der Landeshauptstadt Hannover und Region Hannover (als oberste Fachaufsichtsbehörde)


	Region Hannover (Regionspräsident) gegenüber den regionsangehörigen Gemeinden


	Landkreise (Landräte) gegenüber den kreisangehörigen Gemeinden.308






a) Gemeinde


Die Gemeinden sind die „allgemeinen Hundebehörden“, da sie




	zu einem guten Teil die Einhaltung der Vorschriften des Nds. Hundegesetzes überwachen,


	zusätzlich für ihr Gebiet Gefahrenabwehrverordnungen erlassen und


	
Hundesteuer erheben können.309






Sie überwachen die Einhaltung der folgenden Vorschriften des Nds. Hundegesetzes bzw. Pflichten der Halter310:




	allgemeine Pflicht, Hunde so zu halten und zu führen, dass von ihnen keine Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgehen


	Nachweis über das Bestehen der (theoretischen und praktischen) Sachkundeprüfung


	
Kennzeichnung des Hundes mit einem Transponder


	Abschluss einer Hunde-Haftpflichtversicherung


	Mitteilungen des Halters gegenüber der sog. Registerstelle


	Führen eines gefährlichen Hundes nach Erteilung einer Erlaubnis zum Halten des Hundes.





Die Gemeinden können die zur Einhaltung der oben genannten Vorschriften bzw. Pflichten im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen treffen.311 Im Rahmen ihrer Aufgaben können sie den Halter grundsätzlich auch verpflichten, Feststellungen (zum Hund) zu ermöglichen, Auskünfte zu erteilen oder Unterlagen vorzulegen.312


Die Gemeinden sind auch zuständig für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten bei Verstößen gegen eine der oben genannten Pflichten (ein Verstoß allein gegen die allgemeine Pflicht, Hunde so zu halten und zu führen, dass von ihnen keine Gefahren ausgehen, ist nicht bußgeldbewehrt).313
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